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A. Bekanntmachungen der Stadt Emden 

 

 
Feststellung des Jahresabschlusses der Stadt Emden zum 31.12.2017 

 
1. Der Rat der Stadt Emden hat in seiner Sitzung am 05.11.2020 folgende Beschlüsse gefasst: 
 

1. Der Rat der Stadt Emden beschließt gemäß §§ 58 Abs. 1 Nr. 10 i. V. m. 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG 
den Jahresabschluss der Stadt Emden für das Haushaltsjahr 2017 

 
2. und die Entnahme des Fehlbetrages bzw. die Zuführung des Überschusses des Jahresergebnisses 

2017 in Höhe von insgesamt -8.451.280,02 Euro aus der Rücklage gem. §§ 58 Abs. 1 Nr. 10 i. V. 
m. 123 Abs. 1 Satz 1 NKomVG (die Entnahme des Fehlbetrages des ordentlichen Ergebnisses in 
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Höhe von -10.699.260,68 Euro zu 6.716.839,55 Euro aus der Rücklage aus Überschüssen des 
ordentlichen Ergebnisses und zu 3.982.421.13 Euro aus der Rücklage aus Überschüssen des au-
ßerordentlichen Ergebnisses sowie die Zuführung des Überschusses des außerordentlichen Er-
gebnisses in Höhe von 2.247.980,66 Euro in die Rücklage aus Überschüssen des außerordentli-
chen Ergebnisses)  

 
3. und gemäß §§ 58 Abs. 1 Nr. 10 i. V. m. 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG die Entlastung des Oberbür-

germeisters für das Haushaltsjahr 2017. 
 

Mit RdErl. des MI vom 04.12.2006 (Nds.MBl. S. 42) wurden gemäß § 178 Abs. 3 NKomVG aus Grün-
den der Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der kommunalen Haushalte verschiedene Haushalts-
muster für verbindlich erklärt.  

 
2. Komprimierte Darstellung zur Veröffentlichung der Bilanz ohne Vermögenstrennung  

(Muster 15 D 1) 
3.  

Aktiva 31.12.2016 31.12.2017 Passiva 31.12.2016 31.12.2017  
-Euro- -Euro- 

 
-Euro- -Euro- 

      

1.  Immaterielles  
 Vermögen  

26.466.939,29 27.201.490,72 1.  Nettoposition 186.379.385,57 176.855.172,74 

  
 

 1.1  Basis-Reinver-
 mögen 

106.329.578,80 106.329.578,80 

2. Sachvermögen 141.167.018,52 133.259.469,48 1.2  Rücklagen 29.145.514,52 24.822.581,54 

davon Stiftungs-ver-
mögen 

0  davon Stiftungskapi-
tal/-überschüsse 

477.320 499.570 

    1.3 Jahresergebnis -11.268.938,63 -15.397.285,67 

   davon Stiftungsergeb-
nis 

14.368 4.416 

3. Finanzvermögen 175.607.092,55 194.841.131,60 1.4 Sonderposten 62.173.230,88 61.100.298,07 

davon Stiftungsvermö-
gen 

0      

4.  Liquide Mittel 18.185.026,68 22.559.097,97 2. Schulden 92.970.359,86 105.817.864,07 

davon Stiftungs-ver-
mögen 

213.573 211.854 2.1 Geldschulden 79.281.291,65 93.304.382,68 

5.  Aktive Rechnungs-
 abgrenzung 

4.094.161,80 4.444.071,16 2.1.1 Liquiditätskredite 
 

 

  
 

 2.1.2 Geldschulden 
 (ohne Liquidität-
 kredite) 

 
 

  
 

 davon Stiftungsver-
bindlichkeiten 

0 0 

  
 

 2.2 Verbindlichkeiten 
 aus kreditähnli
 chen Rechtsge-
 schäften 

275.567,73 193.276,84 

  
 

 2.3  Verbindlichkeiten 
 Lieferungen und 
 Leistungen 

1.626.755,65 1.335.254,88 

  
 

 2.4  Transferverbind-
 lichkeiten 

1.440.587,33 588.160,12 

  
 

 2.5  Sonstige Verbind-
 lichkeiten 

10.346.157,50 10.396.789,55 

  
 

 3.  Rückstellungen   

  
 

 4.  Passive Rech-
 nungsabgrenzung 

82.873.098,24 96.834.769,61 

 
Bilanzsumme 

 
365.520.238,84 

 
382.305.260,93 

 
Bilanzsumme 

 
365.520.238,84 

 
382.305.260,93 

 
 



- 894 - 

4. Der Jahresabschluss inkl. Anhang und Rechenschaftsbericht und sonstigen Anlagen zum 31.12.2017 
und der Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 liegen in der Zeit vom 23.11.2020 bis 
einschl. 02.12.2020 zur Einsichtnahme im Verwaltungsgebäude I, Zimmer 419, Frickensteinplatz 2, 
Emden, öffentlich aus. Sie können nach vorheriger Terminabsprache, z. B. per E-Mail an Abga-
ben@emden.de, eingesehen werden. 

 
Emden, 20.11.2020  
 
Stadt Emden 
 
FD Finanzen, Abgaben und Stadtkasse 
Der Oberbürgermeister 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Bekanntmachung der 

1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
der Kindertagesstätten der Gemeinde Großefehn 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der Fas-
sung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. 
S. 244), der §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung vom 
20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309) in 
Verbindung mit § 90 Sozialgesetzbuch, Achtes Buch (SGB VIII) in der Fassung vom 26.06.1990 (BGBl. 
S. 1163), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.04.2020 (BGBl. S. 960) und § 20 des Gesetzes über 
Tageseinrichtungen für Kinder in Niedersachsen in der Fassung vom 07.02.2002 (Nds. GVBl. S. 57), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 300) hat der Rat der Gemeinde 
Großefehn in seiner Sitzung am 24.09.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Im § 1 wird folgender zweiter Absatz neu eingefügt: 
 

§ 1 - Allgemeines 
 
(2) Für die Dauer, in der der Betrieb der Kindertagesstätte auf Grundlage einer Regelung einer anderen 
Behörde untersagt wird, werden keine Benutzungsgebühren erhoben. 
 
Der bisherige zweite Absatz wird zukünftig der dritte Absatz. 
 

Artikel II 
 
Diese 1. Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01. April 2020 in Kraft. 
 
Großefehn, 24.09.2020 
 
Gemeinde Großefehn 
 
Der Bürgermeister 
Adams 
 
 

mailto:Abgaben@emden.de
mailto:Abgaben@emden.de
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Bekanntmachung 

Geplantes Landschaftsschutzgebiet 
LSG „Fehntjer Tief und Umgebung“ 

für den Bereich des Landkreises Aurich und des Landkreises Leer 
 

Öffentliche Auslegung des Verordnungsentwurfes 
 
Der Landkreis Aurich und der Landkreis Leer planen, Teilbereiche des Fauna-Flora-Habitat-Gebietes 
005 „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005), Teilbereiche des Fauna-Flora-Habitat-Gebietes 183 
„Teichfledermausgewässer im Raum Aurich“ (FFH 183) und Teilbereiche des Europäischen Vogel-
schutzgebietes V 07 „Fehntjer Tief“ als Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Umgebung“ auszu-
weisen. Betroffen hiervon sind die Gemeinden Großefehn und Ihlow auf dem Gebiet des Landkreises 
Aurich sowie die Gemeinde Moormerland und die Samtgemeinde Hesel auf dem Gebiet des Landkrei-
ses Leer. Das geplante Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von ca. 887 ha. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Derzeit wird das Verfahren zum Erlass einer entsprechenden Landschaftsschutzgebietsverordnung 
durchgeführt. Der Verordnungsentwurf sowie die Begründung liegen mit den dazugehörigen Karten 
gem. § 14 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 19 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Bun-
desnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104) vom  
 

30.11.2020 bis einschließlich 29.01.2021 
 
bei den folgenden Verwaltungen während der jeweiligen Dienststunden oder nach telefonischer Ver-
einbarung aus: 
 

 Gemeinde Großefehn, Kanalstraße Süd 54, 26629 Großefehn 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04943/920-0 

 Gemeinde Ihlow, Alte Wieke 6, 26632 Ihlow, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04929/89 316 

 Gemeinde Moormerland, Theodor-Heuss-Straße 12, 26802 Moormerland, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04945/80 1151 

 Samtgemeinde Hesel, Rathausstraße 14, 26835 Hesel, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04950/ 39 11 

 Landkreis Aurich, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04941/16 6041, 16 6042 o. 16 6043 

 Landkreis Leer, Bergmannstraße 37, 26789 Leer 
o Terminvereinbarung: Tel.: 0491/926-1340 o. 926 1365 

 
Aufgrund der derzeitigen Entwicklung um die Corona-Pandemie und dem damit eingeschränkten Zu-
gang zu den Dienstsitzen der o.g. Behörden ist die Einsichtnahme in die Antragsunterlagen bis auf 
weiteres nur nach vorheriger telefonischer oder persönlicher Terminvereinbarung möglich. Bitte 



- 896 - 

wenden Sie sich dazu vorab telefonisch oder persönlich während der Dienststunden an die auslegende 
Behörde. Die am Tage der Einsichtnahme geltenden Hygiene- und Schutzmaßnahmen sind entspre-
chend umzusetzen und zu beachten. Nähere Informationen zu den Hygiene- und Schutzmaßnahmen 
sind den Internet-Seiten des Landkreises Aurich unter www.landkreis-aurich.de (Bekanntmachungen 
> Naturschutz) sowie des Landkreises Leer unter https://www.landkreis-leer.de/Leben-Ler-
nen/Coronavirus/ zu entnehmen. 
 
Für die Gemeinde Moormerland gilt des Weiteren:  
Aus Gründen des Gesundheitsschutzes erfolgt die Auslegung im Bereich des Foyers im Erdgeschoss des 
Rathauses der Gemeinde Moormerland. Die Einsichtnahme in die Auslegungsunterlagen kann aus 
Gründen des Infektionsschutzes nur einzeln erfolgen.  
 
Die zur Einsichtnahme ausliegenden Unterlagen können für die Dauer der Auslegung auch digital über 
die Internet-Seiten des Landkreises Aurich unter www.landkreis-aurich.de (Bauen & Umwelt > Natur-
schutz > Bekanntmachungen Naturschutz) sowie des Landkreises Leer unter www.landkreis-leer.de 
(Leben-Lernen > Natur-Tiere-Umwelt > Aktuelles > Ausweisungsverfahren) eingesehen werden.  
 
In der Auslegungszeit vom 30.11.2020 bis einschließlich 29.01.2021 kann jedermann bei den oben 
genannten Verwaltungen Bedenken oder Anregungen zur geplanten Landschaftsschutzgebietsverord-
nung vorbringen. Da parallel zur Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Fehntjer Tief und Umge-
bung“ ebenfalls das Verfahren zum Erlass der Naturschutzgebietsverordnung „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ durchgeführt wird, bitten wir, sofern möglich, um folgende Kennzeichnung der Stellung-
nahme: 
 
„Stellungnahme Landschaftsschutzgebietsverordnung“. 
 
Großefehn, 20.11.2020    Der Bürgermeister Adams 
 
Ihlow, 20.11.2020    Der Bürgermeister Börgmann 
 

 
Bekanntmachung 

Geplantes Naturschutzgebiet 
NSG „Fehntjer Tief und Umgebung“ 

für den Bereich des Landkreises Aurich und des Landkreises Leer 
 

  Öffentliche Auslegung des Verordnungsentwurfes 
 
Der Landkreis Aurich und der Landkreis Leer planen, Teilbereiche des Fauna-Flora-Habitat-Gebietes 
005 „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und Teilbereiche des Europäischen Vogelschutzgebietes 
V 07 „Fehntjer Tief“ als Naturschutzgebiet „Fehntjer Tief und Umgebung“ auszuweisen. Betroffen hier-
von sind die Gemeinden Großefehn und Ihlow auf dem Gebiet des Landkreises Aurich sowie die Ge-
meinde Moormerland und die Samtgemeinde Hesel auf dem Gebiet des Landkreises Leer. Das geplante 
Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 2.146 ha. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.landkreis-aurich.de/
http://www.landkreis-aurich.de/
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Derzeit wird das Verfahren zum Erlass einer entsprechenden Naturschutzgebietsverordnung durchge-
führt. Der Verordnungsentwurf sowie die Begründung liegen mit den dazugehörigen Karten gem. § 14 
Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 16 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnatur-
schutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104) vom  

 
30.11.2020 bis einschließlich 29.01.2021 

 
bei den folgenden Verwaltungen während der jeweiligen Dienststunden oder nach telefonischer Ver-
einbarung aus: 
 

 Gemeinde Großefehn, Kanalstraße Süd 54, 26629 Großefehn 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04943/920-0 

 Gemeinde Ihlow, Alte Wieke 6, 26632 Ihlow, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04929/89 316 

 Gemeinde Moormerland, Theodor-Heuss-Straße 12, 26802 Moormerland, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04945/80 1151 

 Samtgemeinde Hesel, Rathausstraße 14, 26835 Hesel, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04950/ 39 11 

 Landkreis Aurich, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich, 
o Terminvereinbarung: Tel.: 04941/16 6041, 16 6042 o. 16 6043 

 Landkreis Leer, Bergmannstraße 37, 26789 Leer 
o Terminvereinbarung: Tel.: 0491/926-1340 o. 926 1365 

 
Aufgrund der derzeitigen Entwicklung um die Corona-Pandemie und dem damit eingeschränkten Zu-
gang zu den Dienstsitzen der o.g. Behörden ist die Einsichtnahme in die Antragsunterlagen bis auf 
weiteres nur nach vorheriger telefonischer oder persönlicher Terminvereinbarung möglich. Bitte 
wenden Sie sich dazu vorab telefonisch oder persönlich während der Dienststunden an die auslegende 
Behörde. Die am Tage der Einsichtnahme geltenden Hygiene- und Schutzmaßnahmen sind entspre-
chend umzusetzen und zu beachten. Nähere Informationen zu den Hygiene- und Schutzmaßnahmen 
sind den Internet-Seiten des Landkreises Aurich unter www.landkreis-aurich.de (Bekanntmachungen 
> Naturschutz) sowie des Landkreises Leer unter https://www.landkreis-leer.de/Leben-Ler-
nen/Coronavirus/ zu entnehmen. 
 
Für die Gemeinde Moormerland gilt des Weiteren:  
Aus Gründen des Gesundheitsschutzes erfolgt die Auslegung im Bereich des Foyers im Erdgeschoss des 
Rathauses der Gemeinde Moormerland. Die Einsichtnahme in die Auslegungsunterlagen kann aus 
Gründen des Infektionsschutzes nur einzeln erfolgen.  
 
Die zur Einsichtnahme ausliegenden Unterlagen können für die Dauer der Auslegung auch digital über 
die Internet-Seiten des Landkreises Aurich unter www.landkreis-aurich.de (Bauen & Umwelt > Natur-
schutz > Bekanntmachungen Naturschutz) sowie des Landkreises Leer unter www.landkreis-leer.de 
(Leben-Lernen > Natur-Tiere-Umwelt > Aktuelles > Ausweisungsverfahren) eingesehen werden.  
 
In der Auslegungszeit vom 30.11.2020 bis einschließlich 29.01.2021 kann jedermann bei den oben 
genannten Verwaltungen Bedenken oder Anregungen zur geplanten Naturschutzgebietsverordnung 
vorbringen. Da parallel zur Ausweisung des Naturschutzgebietes „Fehntjer Tief und Umgebung“ eben-
falls das Verfahren zum Erlass der Landschaftsschutzgebietsverordnung „Fehntjer Tief und Umge-
bung“ durchgeführt wird, bitten wir, sofern möglich, um folgende Kennzeichnung der Stellungnahme: 
 
„Stellungnahme Naturschutzgebietsverordnung“. 
 
Großefehn, 20.11.2020    Der Bürgermeister Adams 
 
Ihlow, 20.11.2020    Der Bürgermeister Börgmann 
 
 
 
 

http://www.landkreis-aurich.de/
http://www.landkreis-aurich.de/
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C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Neufassung der  

Satzung des Entwässerungsverbandes Norden im Landkreis Aurich 
 
Der Entwässerungsverband Norden hat in seiner Ausschusssitzung am 15.09.2020 folgende Neufas-
sung der Satzung beschlossen: 
 
Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung in der männlichen Sprach-
form gebraucht werden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen und diversen Sprachform. 
 

§ 1 
Name, Sitz, Verbandsgebiet 

 
(1) Der Verband führt den Namen Entwässerungsverband Norden. 

Er hat seinen Sitz in 26506 Norden im Landkreis Aurich. 
 
(2) Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes vom 

12. Februar 1991 (Bundesgesetzblatt I S. 405). Er besteht seit 1926 und ist ein Unterhaltungs-
verband gem. § 83 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) vom 7. Juli 1960 (GVBl. S. 105).  
 

(3) Der Verband dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet 
sich im Rahmen der Gesetze selbst. 

 
(4) Das Verbandsgebiet ist das Niederschlagsgebiet des Norder Tiefs. 
 
(5) Es ist in Anlehnung an die Gebiete der ehemaligen Sielachten in die Bezirke I bis V wie folgt 

aufgeteilt: 
 

 Bezirk I 

 Gemarkungen Neßmersiel, Nesse *), Arle *), Menstede-Coldinne *), Westdorf, Westerende und  
 Großheide (vormals Neßmer Sielacht). 
 
 Bezirk II 
 Gemarkungen Lintelermarsch, Ostermarsch, Junkersrott, Hagermarsch, Lütetsburg, Hage,  
 Blandorf-Wichte, Berum und Berumbur sowie den außerörtlichen Fluren 7 + 8 der Gemarkung  
 Norden (vormals Große Norder und Hilgenrieder Sielacht). 
 
 Bezirk III 
 Gemarkungen Westermarsch I und Westermarsch II sowie den außerörtlichen Fluren  
 1 + 37 der Gemarkung Norden (vormals Alt- und Gastmarscher und Westercharlottenpolder  
 Sielacht). 
 
 Bezirk IV 
 Gemarkungen Neuwesteel, Süderneuland I (außer den Fluren 1 + 6), Süderneuland II (außer den  
 Fluren 1 + 2), Halbemond, Berumerfehn *), Osteel *), und Leezdorf *) (vormals Neuwesteeler  
 und Addinggast-Leysander Sielacht). 
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 Bezirk V 
 Gemarkung Norden (außer den Fluren 1 + 7 + 8 + 37) sowie den Fluren 1 + 6 der Gemarkung  

 Süderneuland I und den Fluren 1 + 2 der Gemarkung Süderneuland II. Die mit *) gekennzeich- 
 neten Gemarkungen gehören nur teilweise zum Verbandsgebiet.  
 
 Das Verbandsgebiet mit der Bezirkseinteilung ist aus der in der Anlage zur Satzung beigefügten 
 Karte ersichtlich. 
 
(6) Der Verband führt das folgende Dienstsiegel (WVG §§ 1, 3, 6): 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
Aufgabe 

 
(1) Der Verband hat zur Aufgabe: 

1. Ausbau und Unterhaltung von Gewässern II. Ordnung gemäß Verordnung des Niedersäch-
sischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz über das Verzeich-
nis der Gewässer zweiter Ordnung für das Verbandsgebiet des Unterhaltungsverbandes 
Nr. 92 (Entwässerungsverband Norden) vom 17.10.2018, 

2. Bau und Unterhaltung von Anlagen in und an Gewässern, 
3. Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und Gewässern zum Schutz des 

Naturhaushalts, des Bodens und für die Landschaftspflege, 
4. Förderung der Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft und Fort-

entwicklung von Gewässer-, Boden- und Naturschutz, 
5. Förderung und Überwachung der vorstehenden Aufgaben. 

 
(WVG § 2) 
 

§ 3 
Mitglieder 

 
(1) Mitglieder des Verbandes sind die jeweiligen Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der im Mit-

gliederverzeichnis aufgeführten Grundstücke und Anlagen (dingliche Verbandsmitglieder) sowie 
die Stadt Norden mit ihrem regenkanalisierten Gebiet. Jedes im amtlichen Liegenschaftskataster 
geführte Grundbuchblatt stellt ein dingliches Mitglied dar. 
 

(2) Für die Mitglieder ist ein Verzeichnis zu führen, das der Verband kontinuierlich aktualisiert. 
 
(WVG § 4) 
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§ 4 
Unternehmen, Plan 

 
(1) Zur Durchführung des Ausbaues und der Gewässerunterhaltung hat der Verband die notwendi-

gen Arbeiten an den Gewässern und Anlagen gemäß § 2, Ziffer 1 und 2 zu deren Herstellung und 
wesentlichen Umgestaltung vorzunehmen. Dieses Unternehmen ergibt sich insoweit aus: 
 dem Bestandsplan für das Leybuchtsiel vom 10.12.1929 sowie dessen Änderungen, ins-

besondere im Rahmen des Küstenschutzprojektes Leybucht um die Jahrtausendwende, 
 dem Plan für das Schöpfwerk Leybuchtsiel aufgrund der Entwürfe des Baurats Meiners 

vom 31.3.1959, 
 der Planung der Binnenvorflut nach dem Entwurf des Baurats Meiners vom April 1960 

sowie dessen Anpassungen bis zum aktuellen Gewässerplan, 
 dem Verzeichnis der Gewässer II. Ordnung mit den der Abführung des Wassers dienenden 

Anlagen mit den laufenden Nummern des amtlichen Verzeichnisses, den Namen und den 
Längen der Gewässer, 

 der Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 mit Eintragung der Gewässer II. Ordnung mit 
laufender Nummer des Verzeichnisses und Namen. 
 

(2) Das jeweilige Unternehmen ergibt sich aus dem Plan und den ihn ergänzenden Plänen. Die Pläne 
sollten aus einem Erläuterungsbericht, Karten und Zeichnungen bestehen. Jeweils eine Ausfer-
tigung wird bei der Aufsichtsbehörde und beim Verband aufbewahrt. 
 

(WVG § 5) 
 

§ 5 
Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen 

 
(1) Der Verband ist berechtigt, das Verbandsunternehmen auf den zum Verbandsgebiet gehören-

den Grundstücken durchzuführen. Er darf die Grundstücke der Mitglieder betreten bzw. mit den 
zur Unterhaltung eingesetzten Fahrzeugen und Geräten befahren und die für das Unternehmen 
nötigen Stoffe (Steine, Erde, Rasen usw.) von diesen Grundstücken nehmen, soweit sie land- 
oder forstwirtschaftlich genutzt werden oder Unland oder Gewässer sind, wenn nicht ordnungs-
behördliche Vorschriften entgegenstehen. 
 

(2) Die Anlieger haben den bei der Gewässerunterhaltung anfallenden Aushub, der wechselseitig in 
ausreichendem Abstand zur Böschungsoberkante abgelegt wird, bis zu 2 m3/lfd. Meter entschä-
digungslos aufzunehmen.  
Ist ein Anlieger nicht in der Lage, den Aushub aufzunehmen, so hat er dafür zu sorgen, dass 
dieser auf seine Kosten anderweitig entsorgt wird. Falls der Aushub aus Gründen, die der Ge-
genüberliegende zu vertreten hat, nur einseitig abgelagert werden kann, hat dieser die durch 
Fortschaffung des Aushubs oder Entschädigung des Aufnehmenden, Geräteleerfahrten, Hand-
arbeit, usw. entstehenden Mehrkosten zu ersetzen. 
 

(3) Der Verband darf Grundstücke, die öffentlichen Zwecken dienen, nur mit Zustimmung der zu-
ständigen Verwaltungsbehörde benutzen, soweit die Benutzung nicht durch Rechtsvorschrift zu-
gelassen ist. Die Zustimmung darf nur versagt werden, soweit eine Beeinträchtigung der öffent-
lichen Zwecke nicht durch entsprechende Maßnahmen ausgeglichen werden kann. 
 

(4) Sofern der Aushub auf einen öffentlichen Weg aufgebracht werden muss, ist mit dem zuständi-
gen Straßen- bzw. Wegebaulastträger vorher zu vereinbaren, wie auf dessen Kosten der Aushub 
anderweitig aufzubringen oder abzufahren ist.  
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(5) Vor Benutzung von Grundstücken sind die Eigentümer durch öffentliche Bekanntmachung zu 
unterrichten. 

 
(6) Für außergewöhnliche Nachteile, die durch die Benutzung der Grundstücke für das Unterneh-

men hervorgerufen werden und nicht durch die aus dem Unternehmen erwachsenden Vorteile 
ausgeglichen werden, können die betroffenen Mitglieder vom Verband angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen. 

 
(WVG § 33) 
 

§ 6 
Beschränkungen des Grundeigentums und besondere Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Ufergrundstücke dürfen nur so bewirtschaftet werden, dass die Unterhaltung des Gewässers 

nicht beeinträchtigt wird. Dabei gilt insbesondere: 
1. Die Besitzer der zum Verband gehörenden und als Weide genutzten Grundstücke sind ver-

pflichtet, Einfriedungen zu erstellen. Diese sind mindestens 1,0 m von der oberen Bö-
schungskante des Gewässers entfernt anzubringen und ordnungsgemäß (viehkehrend) zu 
unterhalten. Die Anlieger müssen bei durchzuführenden Unterhaltungsarbeiten die Einzäu-
nung erforderlichenfalls auf ihre Kosten beseitigen und wiederherstellen. Kommt der An-
lieger dieser Verpflichtung nicht nach, so ist der Verband berechtigt, die Einzäunung auf 
Kosten des Anliegers zu entfernen. Zur Wiederherstellung ist der Anlieger verpflichtet. 
Die Viehtränken, Übergänge und ähnliche Anlagen sind nach Angabe des Verbandes so an-
zulegen und zu erhalten, dass sie weder das Verbandsunternehmen beeinträchtigen noch 
den Wasserabfluss hemmen. Beschädigte Böschungen sind auf Verlangen des Obersielrich-
ters (die Amtsbezeichnung "Obersielrichter" bezeichnet nachfolgend den Verbandsvorste-
her) von den Besitzern der anliegenden Ufergrundstücke innerhalb einer gesetzten Frist 
wieder in Ordnung zu bringen. 

2. Längs der Verbandsgewässer muss bei Ackergrundstücken ein Schutzstreifen von 1,0 m 
Breite von der oberen Böschungskante an unbeackert bleiben. Die Böschungen und ein 
Schutzstreifen von 10 m Breite längs der Verbandsgewässer muss von Anpflanzungen frei-
gehalten werden. Werden einjährige Kulturen im Räumstreifen bei ordnungsgemäßen Un-
terhaltungsarbeiten, insbesondere durch das Überfahren mit Maschinen beschädigt, so hat 
der Geschädigte keinen Anspruch auf Schadenersatz oder Entschädigung. 

3. Die Errichtung von baulichen Anlagen jeglicher Art darf nicht näher als 10 m bis an das Ge-
wässer heran vorgenommen werden. Bei Ausnahmen nach Abs. 7 ist ein strenger Maßstab 
anzuwenden, insbesondere innerhalb von bebauten Ortslagen. 

4. Kabel und Rohrleitungen aller Art, insbesondere einmündende Dränagen, dürfen in und an 
den Verbandsgewässern nur mit Zustimmung des Obersielrichters und in solcher Tiefe ver-
legt werden, dass die Unterhaltungsarbeiten nicht behindert werden.  

5. Steganlagen dürfen nur mit Zustimmung des Obersielrichters und nur so errichtet werden, 
dass sie weder das Verbandsunternehmen beeinträchtigen noch den Wasserabfluss hem-
men. 

6. Verrohrt der Verband Seitengräben, die in die Verbandsgewässer einmünden, haben dies 
die Anlieger zu dulden. Die Verrohrungen sind von den Unterhaltungspflichtigen der ein-
mündenden Gräben freizuhalten. Bei Abgängigkeit erneuert der Verband.  

7. Dränausmünder und Schläuche von Weidepumpen sind deutlich sichtbar zu kennzeichnen 
und bei starkem Bewuchs frei zu mähen. Regressansprüche wegen Beschädigungen können 
gegen den Verband nicht geltend gemacht werden. Kennzeichnungen mit Stahl-Stangen 
o.Ä. sind nicht zulässig. Wenn derartige Fremdkörper Schäden am Räumgerät und/oder 
Ausfallzeiten verursachen, werden diese dem jeweiligen Anlieger in Rechnung gestellt. 
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(2) Der Obersielrichter und in ihren Bezirken die Leitenden Sielrichter bzw. Sielrichter sind berech-
tigt und verpflichtet, die fristgemäße Entfernung oder Abänderung solcher Einrichtungen 
(Zäune, Anpflanzungen, Leitungsmasten, Viehtränken, Steganlagen usw.), die den vorgenannten 
Erfordernissen nicht entsprechen, zu verlangen oder nach Ablauf der schriftlich zu setzenden 
Frist auf Kosten der Säumigen durchführen zu lassen. 
 

(3) Soweit Brücken, Durchlässe und sonstige Übergänge nicht zu den Verbandsanlagen gehören, 
obliegt ihre Herstellung und Unterhaltung den gesetzlich, vertraglich oder herkömmlich dazu 
Verpflichteten oder denen, die des Überganges bedürfen. Vor Errichtung neuer Brücken oder 
Durchlässe ist die schriftliche Zustimmung des Obersielrichters erforderlich; der Obersielrichter 
legt darin die Mindestmaße des Durchflussprofils und bei Brücken die sonstigen Abmessungen 
sowie Brückenklassen im Benehmen mit der Genehmigungsbehörde fest. 

 
(4) In die Gewässer und Anlagen des Verbandes dürfen Gegenstände und Stoffe jeglicher Art, die 

die Gewässer verunreinigen bzw. den Abfluss behindern, nicht eingebracht werden. Abwässer 
dürfen nur nach erteilter wasserbehördlicher Erlaubnis im Benehmen mit dem Verband einge-
leitet werden. 

 
(5) Auf den Gewässern des Verbandes ist das Fahren mit motorgetriebenen Wasserfahrzeugen, so-

weit diese nicht im Auftrage des Verbandes zur Gewässerunterhaltung eingesetzt werden, nur 
auf dem Norder Tief auf der Teilstrecke von Greetsiel bis zum Norder Hafen erlaubt. 

 
(6) Das Betreiben von Wasser- bzw. Eissport auf Verbandsgewässern, soweit als Gemeingebrauch 

gesetzlich zugelassen, geschieht auf eigene Gefahr. 
 
(7) Der Vorstand kann widerrufliche Ausnahmen von den Beschränkungen dieser Vorschriften in 

begründeten Fällen zulassen. Die Genehmigung der zuständigen Behörde bleibt unberührt. 
 
(WVG § 33, Abs. 2) 

 
§ 7 

Rechtsverhältnisse bei abgeleiteten Grundstücksnutzungen 
 
(1) Wird ein zum Verband gehörendes Grundstück zu der Zeit, zu der es von dem Unternehmen 

betroffen wird, aufgrund eines vom Eigentümer abgeleiteten Rechts genutzt, hat der Nutzungs-
berechtigte vorbehaltlich einer abweichenden vertraglichen Regelung gegen den Eigentümer 
Anspruch auf die durch das Verbandsunternehmen entstehenden Vorteile.  
 

(2) Im Falle des Abs. 1 kann der Nutzungsberechtigte unbeschadet der ihm nach Gesetz, Satzung 
oder Vertrag zustehenden Rechte innerhalb eines Jahres 
1. ein Pacht- oder Mietverhältnis unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 

Vertragsjahres kündigen, 
2. die Aufhebung eines anderen Nutzungsrechts ohne Einhaltung einer Frist verlangen. 

 
(WVG § 39) 

 
§ 8 

Verbandsschau 
 
(1) Die vom Verband zu unterhaltenen Gewässer nebst ihren Verbandsanlagen sind zu schauen. Bei 

der Schau ist der Zustand der Anlagen festzustellen, insbesondere ob sie ordnungsgemäß unter-
halten und nicht unbefugt benutzt werden. 
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(2) Der Ausschuss beruft aus seiner Mitte einen Schaubeauftragten und dessen persönlichen Stell-
vertreter. Sielrichter können nicht gleichzeitig Schaubeauftragter sein. Die Amtszeit entspricht 
der Wahlperiode des Obersielrichters (sh. § 18).  
Unabhängig vom regulären Ende der jeweiligen Amtszeit endet die Tätigkeit als Schaubeauftrag-
ter durch  
a) Verzicht; dieser ist dem Obersielrichter schriftlich anzuzeigen und kann nicht widerrufen 

werden, 
b) Ausscheiden im Ausschuss. 
Wenn ein Schaubeauftragter vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist für den Rest der 
Amtszeit nach § 12 Ersatz zu berufen. Schauführer ist der Obersielrichter.  

 
(3) Im Zuge der gesetzlich vorgeschriebenen Schau durch die Aufsichtsbehörde wird die Verbands-

schau jährlich einmal durchgeführt. Eine zusätzliche Verbandsschau unterbleibt. 
 

(4) Der Obersielrichter lädt die Vorstandsmitglieder, die Sielrichter, den Schaubeauftragten und 
dessen persönlichen Stellvertreter, die Aufsichtsbehörde und bei Bedarf sonstige Beteiligte, ins-
besondere technische und landwirtschaftliche Fachbehörden rechtzeitig zur Verbandsschau ein. 

 
(WVG §§ 44, 45) 
 

§ 9 
Aufzeichnung, Abstellung der Mängel 

 
Die Aufsichtsbehörde zeichnet den Verlauf und das Ergebnis der Schau in einer Niederschrift auf. Der 
jeweils bezirklich zuständige Leitende Sielrichter ist für die Beseitigung festgestellter Mängel verant-
wortlich. 
 
(WVG § 45)  
 

§ 10 
Organe 

 
Der Verband hat einen Vorstand und einen Ausschuss. 
 
(WVG § 46) 
 

§ 11 
Aufgaben des Verbandsausschusses 

 
Der Verbandsausschuss hat folgende Aufgaben: 
1. Wahl und Abberufung des Obersielrichters, des stellvertretenden Obersielrichters und der Vor-

standsmitglieder,  
2. Berufung eines Schaubeauftragten und dessen persönlichen Stellvertreters,  
3. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, des Unternehmens, des Plans oder der Aufga-

ben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik, 
4. Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung des Verbandes, 
5. Festsetzung des Haushaltsplanes sowie von Nachtragshaushaltsplänen, 
6. Beschlussfassung der Veranlagungsregeln, 
7. Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes, 
8. Entlastung des Vorstandes nach Vorprüfung der Rechnung durch zwei vom Ausschuss aus seinen 

Reihen zu bestimmende Prüfer, 
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9. Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- und Anstellungsverhältnisse und von Ver-
gütungen für die Vorstandsmitglieder, den stellvertretenden Obersielrichter und Mitglieder des 
Verbandsausschusses, 

10. Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Verband, 
11. Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten sowie Beschlussfassung über die 

ihm vom Vorstand vorgelegten Verbandsangelegenheiten. 
 

(WVG §§ 47, 49) 
 

§ 12 
Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses 

 
(1) Der Ausschuss besteht aus den von den Mitgliedern des Verbandes in den Bezirken I bis V ins-

gesamt 19 bezirksweise gewählten Mitgliedern, die ehrenamtlich tätig sind.  
Die Sitze im Ausschuss verteilen sich auf die Bezirke entsprechend deren Beitragsaufkommen 
wie folgt:  
Bezirk I  4 Mitglieder (davon 1 Sielrichter)  
Bezirk II  6 Mitglieder (davon 2 Sielrichter)  
Bezirk III  2 Mitglieder  
Bezirk IV  3 Mitglieder (davon 1 Sielrichter)  
Bezirk V  4 Mitglieder (davon 1 Sielrichter)  

 
(2) Wahlberechtigt ist jedes geschäftsfähige Verbandsmitglied, das Beiträge im jeweiligen Bezirk an 

den Verband zu zahlen hat, bei juristischen Personen ein von ihr benannter Vertreter. Wählbar 
ist jeder Wahlberechtigte, der seinen 1. Wohnsitz im Verbandsgebiet hat (gilt nicht für von ju-
ristischen Personen benannten Vertretern) und nach Abs. 3 vorgeschlagen ist.  
Ausschussmitglieder können nicht gleichzeitig Vorstandsmitglieder sein. Dies gilt auch für Aus-
schuss- und Vorstandsmitglieder, die jeweils im Sinne des Abs. 2, Sätze 1+2, bzw. des § 17 Abs. 1 
von einer juristischen Person als Vertreter benannt wurden. 
 

(3) Das Vorstandsmitglied (= Leitender Sielrichter) aus dem jeweiligen Bezirk lädt die wahlberech-
tigten Verbandsmitglieder des jeweiligen Bezirks durch Bekanntmachung gem. § 41 mit mindes-
tens dreiwöchiger Frist zur Ausschusswahl. Er fordert gleichzeitig die Mitglieder auf, Wahlvor-
schläge innerhalb einer Frist schriftlich beim Obersielrichter einzureichen. Die Frist darf nicht 
früher als zehn Tage vor dem Wahltermin ablaufen. Gehen keine oder zu wenig Wahlvorschläge 
ein oder werden Vorgeschlagene nicht gewählt, so nimmt das Vorstandsmitglied als Versamm-
lungsleiter weitere Vorschläge aus der Mitgliederversammlung entgegen. Die Mitgliederver-
sammlung ist unabhängig von der Anzahl der Erschienenen beschlussfähig; darauf ist in der La-
dung hinzuweisen. 
 

(4) Jedes wahlberechtigte Verbandsmitglied hat das Recht, selbst oder durch einen mit schriftlicher 
Vollmacht ausgestatteten Vertreter mitzustimmen. Niemand kann bei der Stimmenabgabe 
mehr als ein Verbandsmitglied vertreten. 

 
(5) Das Stimmenverhältnis ist dem Beitragsverhältnis gleich. Jeder angefangene Beitrags-Hektarsatz 

hat eine Stimme. Niemand hat mehr als ein Viertel aller Stimmen aus eigenem oder übertrage-
nem Recht. 

 
(6) Um das Grundeigentum streitende Personen sind stimmberechtigt. Sie und gemeinschaftliche 

Grundeigentümer können nur einheitlich stimmen; die an der Wahl Teilnehmenden haben die 
Stimmen aller. 
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(7) Das Vorstandsmitglied (= Leitender Sielrichter) aus dem jeweiligen Bezirk leitet die Wahl. Der 
Obersielrichter ist zur Ausschusswahl einzuladen. 

 
(8) Die Ausschussmitglieder werden bezirksweise gemeinsam in einem Wahlgang gewählt (Listen-

wahl), wobei das wahlberechtigte Mitglied so viele Stimmen hat, wie es zu besetzende Posten 
gibt, und auf dem Stimmzettel durch ein Kreuz oder sonstiges eindeutiges Zeichen kenntlich 
macht, wem die Stimmen gelten sollen. Die abgegebenen Stimmen werden mit dem jeweiligen 
Stimmrecht des wahlberechtigten Mitglieds gewichtet. Die im jeweiligen Wahlbezirk zu verge-
benden Sitze entfallen auf die Kandidaten mit den meisten Stimmen entsprechend der Zahl der 
zu besetzenden Posten, bis die Posten besetzt sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom 
Leiter der Wahl zu ziehende Los.  
Liegt die Zahl der Kandidaten unter der Zahl der zu vergebenden Sitze oder entspricht sie ihr, 
kann, sofern kein Wahlberechtigter sofort widerspricht, die Wahl durch Abstimmung über die 
Liste insgesamt durch Handzeichen oder Zuruf durchgeführt werden. 

 
(9) Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Angaben enthalten 

über 
1. den Ort und den Tag der Sitzung, 
2. die Namen des Vorsitzenden und der anwesenden Mitglieder, 
3. den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge, 
4. die gefassten Beschlüsse, 
5. das Ergebnis der Wahlen. 
Die Niederschrift ist von dem Obersielrichter, einem weiteren Mitglied und, soweit ein Schrift-
führer hinzugezogen worden ist, auch von diesem zu unterzeichnen. 

 
(10) Der Obersielrichter legt die schriftliche Aufzeichnung über die Wahl der Ausschussmitglieder mit 

allen Schriftstücken des Verfahrens der Aufsichtsbehörde vor. Die Aufsichtsbehörde bestätigt 
die Mitglieder des Ausschusses für die in § 15 festgelegte Zeit. 
 

(11) Für jedes Ausschussmitglied wird von den wahlberechtigten Verbandsmitgliedern in getrennten 
Wahlhandlungen ein persönlicher Stellvertreter gewählt. Die Absätze 2 bis 10 gelten entspre-
chend. 

 
(12) Ferner wählt die Mitgliederversammlung in den Bezirken I, II, IV und V ihre Sielrichter. Die Ab-

sätze 2 bis 10 gelten entsprechend. Sie sind neben den Leitenden Sielrichtern (= Vorstandsmit-
gliedern) für die Unterhaltung der Gewässer und sonstiger Anlagen in ihren Bezirken verant-
wortlich. Die Sielrichter müssen Ausschussmitglieder sein. 

 
(13) Der Vorstand kann nach Anhörung der Ausschussmitglieder des betreffenden Bezirks Sielrichter 

aus ihrem Amt abberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher ist insbesondere grobe 
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung. 

 
(14) Anlässlich der Wahl der Ausschussmitglieder wählen die wahlberechtigten Verbandsmitglieder 

der Bezirke I bis V je einen Kandidaten zur Wahl für das Amt des Leitenden Sielrichters (sh. 
§§ 16+17). Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
(WVG § 49) 
 

§ 13 
Sitzungen des Verbandsausschusses 

 
(1) Der Obersielrichter lädt die Ausschussmitglieder sowie die Aufsichtsbehörde mindestens einmal 

im Jahr schriftlich mit einer Frist von mindestens einer Woche zu den Sitzungen ein und teilt die 
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Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzu-
weisen. Er lädt ferner alle Vorstandsmitglieder ein. 
 

(2) Der Obersielrichter leitet die Sitzungen des Ausschusses, er hat jedoch kein Stimmrecht. 
 

(WVG § 50) 

 

§ 14 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung des Ausschusses 

 

(1) Stimmberechtigt sind alle Ausschussmitglieder. 
 

(2) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn die Einladung form- und fristgerecht ergangen und mehr 
als die Hälfte der Stimmberechtigten anwesend sind. Ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschie-
nenen ist er beschlussfähig, wenn bei der Ladung mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf 
die Anzahl der Erschienenen beschlossen werden wird. Ohne Rücksicht auf Form und Frist der 
Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle Ausschussmitglieder zustimmen. Beschlüsse können 
auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden, wenn kein Ausschussmitglied widerspricht. 

 

(3) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden, und wird der Aus-
schuss zur Behandlung desselben Gegenstandes erneut geladen, so ist er ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist. 

 

(4) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Sat-
zungsänderungen bedürfen der Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Stimmberech-
tigten. 

 

(5) Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Für den Inhalt der Niederschrift gilt § 12 
Abs. 10 der Satzung entsprechend. 

(WVG § 48) 

 

§ 15 
Amtszeit des Ausschusses 

(1) Die Ausschussmitglieder und deren persönliche Stellvertreter werden für 6 Jahre gewählt. Das 
Amt endet bezirksweise versetzt jeweils zum Ende eines Kalenderjahres, Wiederwahl ist zuläs-
sig.  
Die nächsten Amtszeiten beginnen wie folgt:  
Bezirk I  am 1.1.2024  
Bezirk II am 1.1.2022  
Bezirk III am 1.1.2023  
Bezirk IV am 1.1.2026  
Bezirk V  am 1.1.2021  
 

(2) Unabhängig vom regulären Ende der jeweiligen Amtszeit endet die Tätigkeit im Ausschuss durch 
a) Verzicht; dieser ist dem Obersielrichter schriftlich anzuzeigen und kann nicht widerrufen 

werden, 
b) Verlust der Wählbarkeit oder nachträgliche Feststellung ihres Fehlens zum Zeitpunkt der 

Wahl; bei von juristischen Personen benannten Vertretern nur bei gleichzeitigem Ausschei-
den des Ausschussmitgliedes bei der jeweiligen juristischen Person,  

c) Wahl in den Vorstand; vgl. § 12 Abs. 2 Sätze 3,4. 
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(3) Wenn ein Ausschussmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so tritt für den Rest der 
Amtszeit sein persönlicher Stellvertreter ein. Ist kein Stellvertreter mehr vorhanden, hat ent-
sprechend § 12 eine Nachwahl für die verbleibende Amtszeit zu erfolgen. 
 

(4) Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zum Eintritt der neuen Mitglieder im Amt. 

(WVG § 49) 

 
§ 16 

Zusammensetzung des Vorstandes 
 

Der Vorstand besteht aus 6 Personen (dem Obersielrichter als Vorstandsvorsitzendem und 5 Vor-
standsmitgliedern). Der Obersielrichter ist Verbandsvorsteher. Jeder Verbandsbezirk ist durch eine 
Person im Vorstand vertreten. Die Vorstandsmitglieder tragen die Amtsbezeichnung "Leitender Siel-
richter". Ein Leitender Sielrichter ist stellvertretender Obersielrichter. Im Falle der Abwesenheit des 
Obersielrichters tritt an dessen Stelle der stellvertretende Obersielrichter, der ihn bei der Sitzungslei-
tung vertritt.  

(WVG § 52) 

 
§ 17 

Wahl des Vorstandes 
 

(1) Der Verbandsausschuss wählt die Vorstandsmitglieder (Leitende Sielrichter), den Vorstandsvor-
sitzenden (Obersielrichter) und den stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden (stellv. Obersiel-
richter) in geheimer Wahl. Wählbar ist jedes geschäftsfähige Verbandsmitglied, bei juristischen 
Personen ein von ihr benannter Vertreter, das seinen 1. Wohnsitz im Verbandsgebiet hat (gilt 
nicht für von juristischen Personen benannten Vertretern) und bei Beginn der Wahlperiode das 
67. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Zum Leitenden Sielrichter wählbar ist – zusätzlich zu 
den Wählbarkeitsvoraus-setzungen des Satzes 2 – nur ein Verbandsmitglied, das Beiträge im 
jeweiligen Bezirk an den Verband zu zahlen hat, bei juristischen Personen ein von ihr benannter 
Vertreter. Wahlvorschlagsberechtigt sind die wahlberechtigten Mitglieder (siehe § 12 Abs. 14) 
und der Verbandsausschuss.  
 

(2) Der Verbandsausschuss bestimmt einen Wahlleiter. Jedes Vorstandsmitglied ist in getrennter 
Wahlhandlung zu wählen. Jedes Ausschussmitglied hat eine Stimme. Erhält im ersten Wahlgang 
niemand die Mehrheit, wird erneut gewählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Leiter 
der Wahl zu ziehende Los. 
 

(3) Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Angaben enthalten 
über 

1. den Ort und den Tag der Sitzung, 
2. die Namen des Vorsitzenden und der anwesenden Mitglieder, 
3. den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge, 
4. die gefassten Beschlüsse, 
5. das Ergebnis der Wahlen. 

Die Niederschrift ist von dem Obersielrichter, einem weiteren Mitglied und, soweit ein Schrift-
führer hinzugezogen worden ist, auch von diesem zu unterzeichnen. Das Ergebnis der Wahl ist 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
 

(4) Wird zum Obersielrichter ein Vorstandsmitglied gewählt, kann es nicht mehr Leitender Sielrich-
ter sein. Für den betreffenden Bezirk ist ein neuer Leitender Sielrichter zu wählen. 
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(5) Der Verbandsausschuss kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit zwei Drittel Mehr-
heit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Diese 
kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige unter Angabe der 
Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben ist. Widerspricht 
die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung unwirksam. 
 

(WVG §§ 52, 53) 
 

§ 18 
Amtszeit des Vorstandes 

 
(1) Die Vorstandsmitglieder werden für eine Amtszeit von 6 Jahren gewählt. Wiederwahl ist zuläs-

sig. Die nächste Amtszeit des Obersielrichters und seines Stellvertreters beginnt am 1.1.2025. 
 
Die nächsten Amtszeiten der Leitenden Sielrichter beginnen wie folgt:  
Bezirk I am 1.1.2024     
Bezirk II am 1.1.2022  
Bezirk III am 1.1.2023     
Bezirk IV am 1.1.2026  
Bezirk V  am 1.1.2021 
 

(2) Unabhängig vom regulären Ende der jeweiligen Amtszeit endet die Tätigkeit im Vorstand durch 
a) Verzicht; dieser ist dem Obersielrichter schriftlich zu erklären und kann nicht widerrufen wer-

den. Der Obersielrichter verzichtet in gleicher Form gegenüber der Aufsichtsbehörde, 
b) Verlust der Wählbarkeit oder nachträgliche Feststellung ihres Fehlens zum Zeitpunkt der 

Wahl; bei von juristischen Personen benannten Vertretern nur bei gleichzeitigem Ausschei-
den des Vorstandsmitgliedes bei der jeweiligen juristischen Person. 
 

(3) Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist für den Rest der 
Amtszeit nach § 17 Ersatz zu wählen.  
 

(4) Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder im Amt. 
 
(WVG § 53) 
 

§ 19 
Aufgaben des Vorstandes 

 
(1) Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung der Verbands-

ausschuss berufen ist. Der Verband gibt sich eine Geschäftsordnung. Der Vorstand beschließt 
insbesondere über 

 
 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge, 
 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten im Rahmen des Haushaltsplanes, 
 die Vorbereitung einer Änderung und Ergänzung der Satzung, der Verbandsaufgaben, des 

Unternehmens und des Planes, 
 Neuaufstellung des Beitragsbuches aufgrund einer etwaigen Neuermittlung des Beitrags-

verhältnisses aller Mitglieder,  
 die Dienstvorschriften der Verbandsbediensteten, 
 die Entscheidung im Rechtsmittelverfahren. 
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(2) Die Leitenden Sielrichter sind im Einvernehmen mit den dem Ausschuss angehörenden Sielrich-
tern ihres Bezirks für die Durchführung der Unterhaltung der Wasserläufe und Anlagen ihres 
Bezirks verantwortlich. Etwaige Meinungsverschiedenheiten entscheidet der Obersielrichter. 
Meinungsverschiedenheiten mit dem Obersielrichter entscheidet der Vorstand. 
 

(WVG § 54) 
 

§ 20 
Sitzungen des Vorstandes 

 

(1) Der Obersielrichter lädt die Vorstandsmitglieder sowie die Aufsichtsbehörde mit mindestens 
einwöchiger Frist schriftlich zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fäl-
len bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. 

 

(2) Wer am Erscheinen verhindert ist, hat den Obersielrichter unverzüglich zu benachrichtigen. Im 
Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten. 

 

(3) Auf schriftlichen Antrag von mindestens 3 Vorstandsmitgliedern hat der Obersielrichter eine 
Vorstandssitzung einzuberufen. 

 

(WVG § 56) 
 

§ 21 
Beschließen im Vorstand 

 

(1) Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden Mitglieder. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn der Vorsitzende sowie mehr als die Hälfte seiner Mitglie-
der anwesend und alle form- und fristgerecht geladen sind. Ist eine Angelegenheit wegen Be-
schlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Vorstand zur Behandlung desselben Ge-
genstandes erneut geladen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfä-
hig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist. 

 

(3) Umlaufbeschlüsse sind gültig, wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht. 
 

(4) Alle Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Diese ist vom Vorsitzenden und einem 
weiteren Mitglied zu unterschreiben (§ 12 Abs. 10 gilt entsprechend). 

 

(WVG § 56) 
 

§ 22 
Geschäfte des Obersielrichters und des Vorstandes 

 
(1) Der Obersielrichter führt den Vorsitz im Vorstand. Ihm obliegen alle Geschäfte im Rahmen des 

Beschlusses des Ausschusses über die Grundsätze der Geschäftspolitik. 
 

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorgfalt anzu-
wenden. Sie sind dem Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass die Bestimmungen der 
Satzung eingehalten und die Beschlüsse des Verbandsausschusses ausgeführt werden. Ein Vor-
standsmitglied, das seine Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist dem Ver-
band zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch 
verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von dem Schaden und 
der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 
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(3) Der Obersielrichter ist Dienstvorgesetzter aller Dienstkräfte des Verbandes. 
 

(4) Der Obersielrichter ist anordnungsbefugt. 
 

(5) Der Obersielrichter unterrichtet in angemessenen Zeitabständen die Verbandsmitglieder über 
die Angelegenheiten des Verbandes in geeigneter Weise und hört sie an. Die Mitglieder eines 
Bezirks haben das Recht, in Form einer Mitgliederversammlung unterrichtet und angehört zu 
werden, wenn dieses von mindestens 10 Mitgliedern des betreffenden Bezirks schriftlich unter 
Angabe des Grundes beantragt wird. Die Versammlung kann ihre Wünsche und Vorschläge in 
Form von Beschlüssen zusammenfassen, die der für den Bezirk gewählte Leitende Sielrichter 
dem Vorstand vorlegt. Die Beschlüsse sind nach Möglichkeit zu berücksichtigen.  

 

(WVG §§ 51, 54, 55) 
 

§ 23 
Geschäftsführer 

 

Der Verband kann einen Geschäftsführer bestellen. Der Geschäftsführer führt seine Tätigkeit im Rah-
men einer Geschäftsordnung.  
 
(WVG § 57) 
 

§ 24 
Dienstkräfte 

 

Der Verband hat einen Kassenverwalter (Rendant), der seine Tätigkeit im Rahmen einer Geschäftsord-
nung ausübt. Bei Bedarf sind weitere Dienstkräfte einzustellen. Die Einstellung der Dienstkräfte erfolgt 
durch den Obersielrichter im Einvernehmen mit dem Vorstand. 
 

§ 25 
Gesetzliche Vertretung des Verbandes 

 

(1) Der Obersielrichter vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. Die Aufsichtsbehörde 
erteilt ihm eine Bestätigung über die Vertretungsbefugnis. 

 

(2) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform; sie sind 
nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelungen vom Obersielrichter zu unter-
zeichnen. Wird für ein Geschäft oder für einen Kreis von Geschäften ein Bevollmächtigter be-
stellt, so bedarf die Vollmacht der Form des Satzes 1. Ist eine Erklärung gegenüber dem Vorstand 
abzugeben, genügt es, wenn sie einem Vorstandsmitglied oder einem vertretungsbefugten Ge-
schäftsführer gegenüber abgegeben wird. 

 
(WVG § 55) 
 

§ 26 
Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeld, Reisekosten 

 
(1) Die Vorstands- und Ausschussmitglieder sind ehrenamtlich tätig.  

 
(2) Die Vorstands- und Ausschussmitglieder und sonstige ehrenamtlich Tätigen erhalten bei Wahr-

nehmung ihres Amtes als Ersatz für ihre notwendigen Auslagen ein Sitzungsgeld. Die Vorstands-
mitglieder und die Sielrichter erhalten außerdem eine monatliche Dienstaufwandsentschädi-
gung, die vom Vorstand vorgeschlagen und vom Ausschuss festgesetzt wird. 

 
(WVG § 52) 
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§ 27 
Haushaltsführung 

 
(1) Abweichend von § 105 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung (LHO) gelten die §§ 107, 108, 109 

Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 letzter Halbsatz LHO nicht für Wasser- und Bodenverbände. 
 

(2) Der Haushaltsplan ist der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
 
(3) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 

und Sparsamkeit zu beachten. 
 

§ 28 
Haushaltsplan 

 

(1) Der Vorstand stellt durch Beschluss für jedes Haushaltsjahr den Haushaltsplan und nach Bedarf 
Nachträge dazu auf. Der Verbandsausschuss setzt nach Möglichkeit den Haushaltsplan vor Be-
ginn des Haushaltsjahres und die Nachträge während des Haushaltsjahres fest. 

 
(2) Der Haushaltsplan enthält alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes im kommenden Rech-

nungsjahr. Er ist die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben. 
 
(3) Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(WVG § 65) 
 

§ 29 
Nichtplanmäßige Ausgaben 

 

(1) Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht oder noch nicht festgesetzt sind, 
wenn der Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche Nachteile bringen würde. 
Entsprechendes gilt für Anordnungen, durch die Verbindlichkeiten des Verbandes entstehen 
können, ohne dass ausreichende Mittel im Haushaltsplan vorgesehen sind. 

 
(2) Der Vorstand unternimmt bei erheblichen Mehraufwendungen unverzüglich die Aufstellung ei-

nes Nachtragshaushaltes und dessen Festsetzung durch den Verbandsausschuss. 
 
(WVG § 65) 
 

§ 30 
Rechnungslegung und Prüfung 

 

(1) Der Vorstand stellt durch Beschluss im ersten Viertel des neuen Rechnungsjahres die Rechnung 
über alle Einnahmen und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß dem Haushalts-
plan auf und legt sie dem Verbandsausschuss zur Kenntnis vor. 
 

(2) Zwei vom Verbandsausschuss aus seiner Mitte gewählten Prüfern, von denen jährlich einer neu 
zu wählen ist, wobei die Amtszeit zwei Jahre nicht überschreiten darf und Wiederwahl in direk-
ter Folge nicht zulässig ist, obliegen folgende Aufgaben: 

 
a) laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege in rechnerischer, förmlicher und sachlicher 

Hinsicht zur Vorbereitung der Rechnungsprüfung, 
b) Prüfung der Verbandskasse, 
c) Prüfung der Vorräte und der Vermögensbestände, 
d) Prüfung der Vergabe von Bauleistungen und Lieferungen. 
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(3) Die Prüfer berichten dem Vorstand schriftlich über das Ergebnis ihrer Prüfungen. 
 

§ 31 
Prüfung der Jahresrechnung 

 
Der Vorsteher gibt die Jahresrechnung und den Bericht der verbandsinternen Prüfer an die gesetzlich 
bestimmte Prüfstelle ab.  
 

§ 32 
Entlastung des Vorstandes 

 
Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle zur Jahresrechnung stellt der Vorstand die Voll-
ständigkeit und Richtigkeit der Rechnungen fest. Er legt die Jahresrechnung und den Bericht der Prüf-
stelle mit seiner Stellungnahme hierzu dem Verbandsausschuss vor. Dieser beschließt über die Entlas-
tung des Vorstandes. 
 
(WVG §§ 47, 49) 
 

§ 33 
Beiträge 

 
(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und 

Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich sind. 
 

(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen (Geldbeiträge) und in Sachleistungen (Sachbeiträge). 
 
(3) Die Hebung von Mindestbeiträgen ist zulässig. 
 
(WVG §§ 28, 29) 
 

§ 34 
Beitragsverhältnis 

 
(1) Die Beitragslast verteilt sich auf die beitragspflichtigen Mitglieder im Verhältnis der Vorteile, die 

sie von der Durchführung der Aufgaben des Verbandes haben und der Lasten, die der Verband 
auf sich nimmt, um den von den Mitgliedern ausgehenden schädigenden Einwirkungen zu be-
gegnen oder um ihnen Leistungen abzunehmen. Vorteile sind auch die Erleichterung einer 
Pflicht des Mitgliedes und die Möglichkeit, die Maßnahmen des Verbandes zweckmäßig und 
wirtschaftlich auszunutzen (Vorteilsprinzip).  
Auf der Grundlage dieses Vorteilsprinzips verteilt sich die Beitragslast auf die Mitglieder im Ver-
hältnis der Flächeninhalte der zum Verband gehörenden Grundstücke. Flächen, die nicht durch 
Verbandsanlagen entwässert werden, sind beitragsfrei. 

 
(2) Ist das Eigentum eines Mitgliedes in mehreren Grundbuchblättern verzeichnet, so kann auf 

schriftlichen Antrag des jeweiligen Mitgliedes eine gemeinsame Veranlagung erfolgen. 
 

(3) Die Beitragslast für die Maßnahmen, die der Verband auf sich nimmt, um den Verbandsmitglie-
dern obliegende Leistungen zu erbringen oder den von ihnen ausgehenden nachteiligen Einwir-
kungen zu begegnen, richtet sich nach Veranlagungsregeln, die von dem Verbandsausschuss be-
schlossen werden. Diese Veranlagungsregeln sind in der Anlage zur Satzung aufgeführt. Sie sind 
Bestandteil dieser Satzung. 
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(4) Von denjenigen Mitgliedern, auf deren Flächen nach dem Beitragsverhältnis ein Beitrag unter-
halb des Hektarsatzes entfiele, wird ein Mindestbeitrag in der gesetzlich zulässigen Höhe erho-
ben. 

 
(5) Der Verband hebt für nachteilige Einwirkungen besondere Erschwernisbeiträge entsprechend 

den Veranlagungsregeln nach Maßgabe des Niedersächsischen Wassergesetzes. 
 
(6) Die Stadt Norden zahlt für die zusammenhängend regenkanalisierten Flächen des Stadtgebietes 

wegen beschleunigter und vermehrter Wassereinleitung einen nach Maßgabe der Absätze 4 und 
5 ermittelten mehrfachen Hektarsatz je Hektar. Für diese Flächen erfolgt keine Einzelveranla-
gung der jeweiligen Eigentümer durch den Verband. 

 
(WVG § 30) 
 

§ 35 
Ermittlung des Beitragsverhältnisses 

 
(1) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die Veranlagung erforderlichen 

Angaben wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu machen und den Verband bei örtlich notwendigen 
Feststellungen zu unterstützen. Insbesondere Veränderungen in den Veranlagungsgrundlagen 
sind dem Verband unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist verpflichtet, für das auf den Zeit-
punkt der Kenntnisnahme folgende Rechnungsjahr die entsprechenden Änderungen bei der Bei-
tragsveranlagung vorzunehmen. 

 
(2) Zur Führung des Beitragsbuches (Sielrolle) ist der Verband berechtigt, die Daten des Liegen-

schaftskatasters zu verwenden. Grundlage für die Ermittlung des Beitragsverhältnisses sind die 
amtlichen Eintragungen am Anfang des Rechnungsjahres. 

 
(3) Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach pflichtgemäßem Ermessen durch 

den Vorstand geschätzt, wenn  
a) das Mitglied die Bestimmung des Abs. 1 verletzt hat, 
b) es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist, den Beitrag des Mitgliedes 

zu ermitteln. 
 
(WVG §§ 26, 30) 
 

§ 36 
Hebung der Verbandsbeiträge 

 
(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage des geltenden Beitragsmaßstabes 

durch Beitragsbescheid. 
 

(2) Die Erhebung der Verbandsbeiträge kann Stellen außerhalb des Verbandes übertragen werden. 
 
(3) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säumniszuschlag zu zahlen. Der Säumnis-

zuschlag beträgt 1 v.H. des rückständigen Beitrages für jeden angefangenen Monat ab 6 Tagen 
nach Fälligkeitstag. Zusätzlich sind Mahn- und Beitreibungskosten zu zahlen. Außerdem sind die 
entstandenen Auslagen zu erstatten, die durch Nichtbeachtung der Mitteilungspflicht nach § 35 
(1) entstanden sind. 

 
(4) Forderungen des Verbandes können im Verwaltungswege vollstreckt werden. Das Verfahren 

richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften über die Vollstreckung im Verwaltungswege. Der 
Obersielrichter beantragt die Vollstreckung bei den zuständigen Gemeinden oder Städten. 
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(5) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen zu gewäh-
ren.  

 
(WVG § 31) 
 

§ 37 
Vorausleistungen auf Verbandsbeiträge 

 

Soweit es für die Durchführung des Unternehmens und die Verwaltung des Verbandes erforderlich ist, 
kann der Verband von den Verbandsmitgliedern Vorausleistungen entsprechend dem Beitragsmaß-
stab nach § 34 auf die Verbandsbeiträge heben. In diesem Falle ist die Erfordernis zu begründen. 
 
(WVG § 32) 
 

§ 38 
Sachbeiträge 

 

Die Verbandsmitglieder können zu Hand- und Spanndiensten für das Verbandsunternehmen herange-
zogen werden. Die Verteilung dieser Sachbeiträge richtet sich nach dem jeweiligen Beitragsverhältnis 
gem. § 34. Die Sachbeiträge können auf die Geldbeiträge angerechnet werden. 
 
(WVG §§ 28, 30) 
 

§ 39 
Anordnungsbefugnis 

 

Die Verbandsmitglieder und die aufgrund eines vom Eigentümer abgeleiteten Rechts Nutzungsberech-
tigten haben die auf Gesetz oder Satzung beruhenden Anordnungen der Vorstandsmitglieder bzw. ei-
nes Beauftragten des Verbandes zu befolgen. 
 
(WVG § 68) 
 

§ 40 
Bekanntmachungen 

 

(1) Die öffentlichen Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen auf der Internetseite unter 
http://www.entwaesserungsverband-norden.de sowie in den örtlichen Tageszeitungen "Ost-
friesischer Kurier" und "Ostfriesen-Zeitung". 

 
(2) Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Bekanntmachung des Ortes, an dem 

Einblick in die Unterlagen genommen werden kann. 
 

§ 41 
Aufsicht 

 
(1) Die Rechtsaufsicht des Verbandes obliegt dem Landkreis Aurich in Ostfriesland. 

 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten des Verban-

des unterrichten. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten und andere Un-
terlagen anfordern, sowie an Ort und Stelle Prüfungen und Besichtigungen vornehmen. 

 
(3) Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der Verbandsorgane 

einzuladen. Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 
 
(WVG §§ 72, 74) 

http://www.entwaesserungsverband-norden.de/
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§ 42 
Zustimmung zu Geschäften 

 
(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde 

1. zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen, 
2. zur Aufnahme von Darlehen, die über 50.000,--€ hinausgehen, 
3. zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewährverträgen und zur Bestel-

lung von Sicherheiten, 
4. zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied einschließlich der Vereinbarung von Ver-

gütungen, soweit sie über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen. 
 

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem in Absatz 1 genannten Ge-
schäft wirtschaftlich gleichkommen. 
 

(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung mit Begrenzung auf ei-
nen Höchstbetrag. 

 
(4) Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 3 all-

gemein zulassen. 
 
(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige 

bei der Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen kann die Aufsichtsbehörde 
die Frist durch Zwischenbescheid um einen Monat verlängern. 
 

(WVG § 75) 
 

§ 43 
Verschwiegenheitspflicht 

 
(1) Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschusses und deren persönliche Stellvertreter 

sowie die Dienstkräfte des Verbandes sind verpflichtet, über alle ihnen bei der Durchführung 
ihrer Aufgaben bekanntwerdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit zu be-
wahren. 
 

(2) Der ehrenamtlich Tätige ist bei der Übernahme seiner Aufgaben zur Verschwiegenheit beson-
ders zu verpflichten. Die Verpflichtung ist aktenkundig zu machen. 

 
(3) Im Übrigen bleiben die gesetzlichen Vorschriften über die Verschwiegenheitspflicht und den Da-

tenschutz unberührt. 
 

§ 44 
Übergangsvorschriften 

 
Für den Fall, dass in der laufenden Wahlperiode im Bezirk IV (bis 31.12.2025) ein Ausschussmitglied 
ausscheidet, scheidet abweichend von § 12 gleichzeitig sein persönlicher Stellvertreter aus und beide 
Sitze werden nicht nachbesetzt.  
 

§ 45 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 29.04.1996 in der bislang geltenden Fassung außer Kraft. 
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Die Neufassung der Satzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. 
 
Norden, 30.09.2020 
 
gez. Rainer Mellies 
Verbandsvorsteher 
 
Die vorstehende Neufassung der Satzung des Entwässerungsverbandes Norden wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.  
 
Die nach § 58 Abs. 2 S. 1 des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (WVG) erforderliche Geneh-
migung ist durch den Landkreis Aurich am 12. November, Az. I/10-150 63 5, erteilt worden. 
 
Die Übersichtskarte gem. § 4 Abs. 1 letzter Spiegelstrich der Verbandssatzung kann beim Amt für Kreis-
straßen, Wasserwirtschaft und Deiche, Gewerbestraße 61, 26624 Südbrookmerland sowie beim Ent-
wässerungsverband Norden, Doornkaatlohne 19, 26506 Norden nach vorheriger Terminabsprache 
während der jeweiligen Dienstzeiten kostenlos von jedermann eingesehen werden. Online einsehbar 
ist diese unter www.entwaesserungsverband-norden.de. 
 
Aurich, 12.11.2020 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat  
Meinen 
 
Anlagen zur Satzung des Entwässerungsverbandes Norden: 
Anlage 1: Veranlagungsregeln 
Anlage 2: Übersichtskarte 
 
 

Anlage 1 
zur Satzung des Entwässerungsverbandes Norden 

vom 15.09.2020 
 

Veranlagungsregeln 
Aufgrund des § 34 der Verbandssatzung wurden die nachstehenden Veranlagungsregeln vom Aus-
schuss am 14.3.2012 beschlossen. 
 
Sie treten zusammen mit der Satzungsänderung rückwirkend zum 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
1. Gesetzliche Grundlagen 
 1.1 Wasserverbandsgesetz (WVG) vom 12.2.1991 (BGBl. I Seite 405), geändert durch das  
  erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15.5.2002 (BGBl. I  
  Seite 1578)  §§ 6 und 58 
 1.2 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) vom 19.2.2010 (Nds. GVBl. Seite 64),  
  zuletzt geändert durch Verordnung zur Änderung des NWG vom 20.12.2011  
  (Nds. GVBl. Seite 507)  Anlage 5 zu § 64 Abs. 1 Satz 4 
 1.3 Verbandssatzung in der Neufassung vom 29.4.1996, zuletzt geändert zum 1.1.2012  
   §§ 33-38 
 1.4 Einrichtung des Liegenschaftskatasters 
  a) Nachweis der tatsächlichen Nutzungen  
  b) Verwaltungsvorschrift zur Führung des Liegenschaftskatasters  

http://www.entwaesserungsverband-norden.de/
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 c) Nachweis und Fortführung des Liegenschaftskatasters durch die zuständigen  
   Katasterämter. 
 
2. Beitragsverhältnis und Beitragssatz 
Die Geldbeiträge, die jedes Mitglied jährlich an den Verband zu zahlen hat, errechnen sich nach dem 
Beitragsverhältnis und dem Beitragssatz. 
 
Das Beitragsverhältnis wird durch die Beitragszahl ausgedrückt. Sie ist für jedes Mitglied im EDV-Bei-
tragsbuch einzutragen. 
 
Für die Bestimmung der Beitragszahl ist von der Fläche auszugehen, mit der das Mitglied am Verbands-
gebiet beteiligt ist. 
 
Für die Erschwerung der Unterhaltung werden neben dem Grundbeitrag besondere Beiträge gehoben. 
Die Beitragszahl wird entsprechend mit einem Beiwert multipliziert. 
 
Die Beitragszahl ist daher, auch soweit sie sich erhöht, in einem Hektar-Satz auszudrücken. Über die 
Höhe des Hektarsatzes entscheidet der Verbandsausschuss im Rahmen der Haushaltsfestsetzung. 
 
Die Festsetzung des Mindestbeitrages regelt sich nach § 34 Abs. 4 der Verbandssatzung. 
 
3. Erschwernisse 
Als Erschwernisse sind solche anzusehen, die durch künstliche Änderungen des natürlichen Zustandes 
des Geländes und Gewässers verursacht worden sind. Ursachen solcher Erschwernisse können u.a. 
folgende Einrichtungen und Anlagen sein: 
 
Bebaute Grundstücke, befestigte Plätze, Wege, Straßen und Eisenbahnanlagen. 
 
Die Erschwernisse solcher Art werden nach Maßgabe von Anlage 5 zu § 64 Abs. 1 Satz 4 des Nieder-
sächsischen Wassergesetzes veranlagt. 
 
Maßgeblich für die Veranlagung sind die Verhältnisse am 31.12. des vorhergehenden Rechnungsjahres 
und die zu diesem Zeitpunkt im Katasterbestand geführten Daten. 
 
3.1 Zusätzlicher Beitrag für Versiegelungen 
 

a) Für eine versiegelte Fläche, die im Liegenschaftskataster mit einer der folgenden Bezeich-
nungen und der entsprechenden Kennung sowie der Attributart „Funktion“, „ohne Funk-
tion“, „Vegetationsmerkmal“ oder „Art der Festlegung“ eingetragen ist, wird nach Maß-
gabe der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung nach folgender Tabelle ein zusätzli-
cher Beitrag mit dem angegebenen Mehrfachen des ha-Satzes erhoben.  
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aa) Leicht versiegelte Flächen: 
 einfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit Wert 

  

1 2 3 
  

Flächen besonderer funkti-
onaler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine 
baulich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im 
Zusammenhang stehenden Freifläche, auf denen 
vorwiegend Gebäude und/oder Anlagen zur Erfül-
lung öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen 
vorhanden sind. 

41007 
  

  Historische Anlage Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen 
Anlagen, z. B. historische Stadtmauern und -türme, 
Denkmäler und Ausgrabungsstätten. 

  Funktion 1300 

Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine be-
baute oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der 
Freizeitgestaltung oder der Erholung dient. 

41008 
  

  Sportanlage Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Ein-
richtungen, die zur Ausübung von (Wettkampf-
)Sport und für Zuschauer bestimmt ist. 

  Funktion 4100 

  Golfplatz Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Ausübung des Golfsports genutzt 
wird. 

  Funktion 4110 

  Verkehrsübungsplatz Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- 
und Erprobungszwecken dient. 

  Funktion 4270 

  Hundeübungsplatz Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen 
mit Hunden durchgeführt werden. 

  Funktion 4280 

  Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des 
Modellflugsports dient. 

  Funktion 4290 

  Schwimmbad, Freibad Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimm-
becken oder Anlage an Ufern von Gewässern für den 
Badebetrieb und Schwimmsport. 

  Funktion 4320 

  Campingplatz Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer 
größeren Zahl von Zelten oder zum Abstellen und 
Benutzen von Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen 
und Einrichtungen. 

  Funktion 4330 

  Grünanlage Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, 
Rasenflächen, Blumenrabatten und Wegen, die vor 
allem der Erholung und Verschönerung des Stadtbil-
des dient. 

  Funktion 4400 

  Grünfläche Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche 
und Parkanlage in Städten und Siedlungen. 

  Funktion 4410 
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  Park Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete Grün-
anlage, die der Repräsentation und der Erholung 
dient. 

  Funktion 4420 

  Botanischer Garten Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugäng-
licher Garten zum Studium der Pflanzenwelt; syste-
matisch geordnete Sammlung in Freiland und Ge-
wächshäusern (Warmhäuser). 

  Funktion 4430 

  Kleingarten Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von 
Gartengrundstücken, die von Vereinen verwaltet 
und verpachtet werden. 

  Funktion 4440 

  Spielplatz, Bolzplatz Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz an dem körperliche 
oder geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb ohne 
Zweckbestimmung ausgeübt wird. 

  Funktion 4470 

Friedhof Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind. 41009 
  

        Ohne Funktion *)  

  Friedhof (Park) Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt 
ist. 

  Funktion 9403 

  Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als histo-
risch gilt. 

  Funktion 9404 

Landwirtschaft Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von 
Feldfrüchten sowie eine Fläche, die beweidet und 
gemäht werden kann, einschließlich der mit beson-
deren Pflanzen angebauten Fläche. Die Brache, die 
für einen bestimmten Zeitraum (z. B. ein halbes oder 
ganzes Jahr) landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist 
als Landwirtschaft oder Ackerland zu erfassen. 

43001 
  

  Gartenland Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Ge-
müse, Obst und Blumen sowie die Aufzucht von Kul-
turpflanzen, soweit sie von Saat-, Pflanz- oder Baum-
schulen genutzt wird. 

  Vegetationsmerkmal 
1030 

  Baumschule Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse 
aus Samen, Ablegern oder Stecklingen unter mehr-
maligem Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden. 

  Vegetationsmerkmal 
1031 

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen 
Baustoffen bestehende langgestreckte Aufschüt-
tung, die Vegetation tragen kann. 

61003 
  

Sonstiges Recht Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden 
bezogenen Beschränkungen, Belastungen oder an-
deren Eigenschaften einer Fläche. 

71011 
  

  Truppenübungsplatz, 
Standortübungsplatz 

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein 
Gelände zur militärischen Ausbildung. 

  Art der Festlegung 4720 
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bb)    Mitteldicht versiegelte Flächen: 

    zweieinhalbfacher Hektarsatz 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit 
Wert 

  

1 2 3   

Industrie- und Gewerbefläche Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vor-
wiegend industriellen oder gewerblichen Zwecken 
dient. 

41002   

  Lagerplatz Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- und 
außerhalb von Gebäuden wirtschaftliche Güter gela-
gert werden. 

  Funktion 1740 

  Betriebsfläche Versor-
gungsanlage 

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Flä-
che, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme 
und Wasser vorhanden sind. 

  Funktion 2502 

  Förderanlage Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtungen 
zur Förderung von Erdöl, Erdgas, Sole, Kohlensäure  
oder Erdwärme aus dem Erdinneren. 

  Funktion 2510 

  Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Wasser 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von 
Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewin-
nung und/oder zur Aufbereitung von Trinkwasser. 

  Funktion 2522 

  Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Elektrizität 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil 
von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung 
von elektrischer Energie. 

  Funktion 2532 

  Umspannstation Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden 
und sonstigen Einrichtungen, um Strom auf eine an-
dere Spannungsebene zu transformieren. 

  Funktion 2540 

  Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Öl 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffi-
nerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von 
Erdöl. 

  Funktion 2552 

  Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Gas 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von 
Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwer-
ken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von 
Gas. 

  Funktion 2562 

  Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Wärme 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von 
Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung 
von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

  Funktion 2572 
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  Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Funk- und 
Fernmeldewesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmel-
dewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. 
Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektro-
nischen Informationsvermittlung stehen. 

  Funktion 2582 

  Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsor-
gung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der vor-
wiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und 
Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen vor-
handen sind. 

  Funktion 2602 

  Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage, Abwasserbe-
seitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseiti-
gung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, Klär-
werk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sons-
tigen Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser. 

  Funktion 2612 

  Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage, Abfallbeseiti-
gung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, 
ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehand-
lungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit che-
misch/physikalischen und biologischen oder thermi-
schen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren 
behandelt werden. 

  Funktion 2622 

  Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage, Schlamm 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil 
von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsan-
lage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonsti-
gen Einrichtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physi-
kalischen und biologischen oder thermischen Verfah-
ren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt 
werden. 

  Funktion 2623 

  Deponie (oberirdisch) Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der 
oberirdisch Abfallstoffe gelagert werden. Es wird die 
durch eine Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche er-
fasst. Sie muss nicht mit der Böschungskante überein-
stimmen. 

  Funktion 2630 

  Deponie (untertägig) Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische Be-
triebsfläche, unter der Abfallstoffe eingelagert werden 
(Untertagedeponie). Deponie (untertägig) grenzt bis an 
die Oberfläche. In der Regel wird nur die Fläche des 
Einfuhrschachts für Deponie (untertägig) erfasst. 

  Funktion 2640 

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig gela-
gert wird, und beschreibt die auch im Relief zu model-
lierende tatsächliche Aufschüttung. Aufgeforstete Ab-
raumhalden werden als Objekte der Objektart Wald er-
fasst. 

41003   
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Tagebau, Grube, Steinbruch Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der 
oberirdisch Bodenmaterial abgebaut wird. Rekulti-
vierte Tagebaue, Gruben, Steinbrüche werden als Ob-
jekte entsprechend der vorhandenen Nutzung erfasst. 

41005   

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr die-
nenden bebauten und unbebauten Flächen.  

42001   

 Ohne Funktion *)     

  Verkehrsbegleitfläche 
Straße 

Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die einer Straße zugeordnet 
wird. Die Verkehrsbegleitfläche Straße ist nicht Be-
standteil der Fahrbahn. 

  Funktion 2312 

  Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbe-
haltener Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher 
Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr 
zulässig sein kann. 

  Funktion 5130 

Weg Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren und/oder 
Begehen vorgesehen sind. Zum Weg gehören auch Sei-
tenstreifen und Gräben zur Wegentwässerung. 

42006   

  Ohne Funktion *)     

  Fußweg Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzu-
standes nur von Fußgängern zu begehen ist. 

  Funktion 5220 

  Radweg Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichne-
ter und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit selb-
ständiger Linienführung für den Fahrradverkehr be-
stimmt ist. 

  Funktion 5240 

  Rad- und Fußweg Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders ge-
kennzeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße o-
der mit selbständiger Linienführung ausschließlich für 
den Fahrrad- und Fußgängerverkehr bestimmt ist. 

  Funktion 5250 

Platz Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine 
ebene, befestigte oder unbefestigte Fläche, die be-
stimmten Zwecken dient (z. B. für Verkehr, Märkte, 
Festveranstaltungen). 

42009   

  Ohne Funktion *)     

  Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbe-
haltener Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher 
Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr 
zulässig sein kann. 

  Funktion 5130 

  Parkplatz Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen von 
Fahrzeugen bestimmte Fläche. 

  Funktion 5310 

  Rastplatz Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder Ras-
ten der Verkehrsteilnehmer mit unmittelbarem An-
schluss zur Straße ohne Versorgungeinrichtung, ggf. 
mit Toiletten. 

  Funktion 5320 

  Raststätte Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit Bau-
werken und Einrichtungen zur Versorgung und Erho-
lung von Reisenden. 

  Funktion 5330 
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  Marktplatz Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte ab-
gehalten werden. 

  Funktion 5340 

  Festplatz Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte 
Festveranstaltungen stattfinden. 

  Funktion 5350 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr er-
forderlichen Flächen. 

42010   

  Ohne Funktion *)     

    Flächen von Bahnverkehr sind     

     der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; beste-
hend aus Dämmen oder Einschnitten und de-
ren kleineren Böschungen, Durchlässen, 
schmalen Gräben zur Entwässerung, Stütz-
mauern, Unter- und Überführung, Seiten- und 
Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 

 -an den Bahnkörper angrenzende bebaute 
und unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflä-
chen). 

    

  Verkehrsbegleitfläche 
Bahnverkehr 

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine 
bebaute oder unbebaute, an den Bahnkörper angren-
zende Fläche, die dem Schienenverkehr dient. 

  Funktion 2322 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient. 

42015   

  Ohne Funktion *)     

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr 
dient. 

42016   

  Ohne Funktion *)     

  Hafenanlage (Landfläche) Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche inner-
halb des Hafens, die nicht von Wasser bedeckt ist und 
die ausschließlich zum Betrieb des Hafens dient. 

  Funktion 5610 

  Schleuse (Landfläche) Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb 
der Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt ist und die 
ausschließlich zum Betrieb der Schleuse dient. 

  Funktion 5620 

  Anlegestelle (Landfläche) Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den überla-
gernden landseitigen Anleger, der eine feste oder 
schwimmende Einrichtung zum Anlegen von Schiffen 
ist. 

  Funktion 5630 

  Fähranlage (Landfläche) Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landfläche, 
von der in der Regel nach festem Fahrplan über Flüsse, 
Seen, Kanäle, Meerengen oder Meeresarme ein 
Schiffsverkehr stattfindet. 

  Funktion 5640 
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Unland, 

Vegetationslose Fläche 

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die 
dauerhaft landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie z. 
B. nicht aus dem Geländerelief herausragende Felspar-
tien, Sand- oder Eisflächen, Uferstreifen längs von Ge-
wässern und Sukzessionsflächen. 

43007   

  Gewässerbegleitfläche Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die einem Fließgewässer zugeord-
net wird. Die Gewässerbegleitfläche ist nicht Bestand-
teil der Gewässerfläche. 

  Funktion 1100 

 

cc)    Stärker versiegelte Flächen: 

   vierfacher Hektarsatz 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit 
Wert 

  

1 2 3   

Wohnbaufläche Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden Frei-
flächen (Vorgärten, Ziergärten, Zufahrten, Stellplätze und 
Hofraumflächen), die ausschließlich oder vorwiegend 
dem Wohnen dient. 

41001   

Industrie- und Gewerbeflä-
che 

Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwie-
gend industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002   

  Handel und Dienstleistun-
gen 

Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Gebäude stehen, in denen Handels- 
und/oder Dienstleistungsbetriebe ansässig sind. 

  Funktion 1400 

  Ausstellung, Messe Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Ausstel-
lungshallen und sonstigen Einrichtungen zur Präsentation 
von Warenmustern. 

  Funktion 1450 

  Gärtnerei Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, Ge-
wächshäusern und sonstigen Einrichtungen zur Aufzucht 
von Blumen und Gemüsepflanzen. Baumschulen werden 
als Objekte der Objektart Landwirtschaft erfasst. 

  Funktion 1490 

  Industrie und Gewerbe Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf denen 
vorwiegend Industrie- und Gewerbebetriebe vorhanden 
sind. Darin sind Gebäude- und Freiflächen und die Be-
triebsfläche Lagerplatz enthalten. 

  Funktion 1700 
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  Werft Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und sonsti-
gen Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur von Schif-
fen. 

  Funktion 1790 

  Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage bezeichnet 
eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude 
zur Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme 
und Wasser vorhanden sind. 

  Funktion 2501 

  Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, Was-
ser 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wasser, ist 
Teil von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Flä-
che mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Ge-
winnung und/oder zur Aufbereitung von (Trink-)Wasser. 

  Funktion 2521 

  Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, Elektri-
zität 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elektrizität, 
ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeu-
gung von elektrischer Energie. 

  Funktion 2531 

  Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage Öl 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil 
von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung 
von Erdöl. 

  Funktion 2551 

  Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, Gas 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil 
von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung 
von Gas. 

  Funktion 2561 

  Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, 
Wärme 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wärme, ist 
Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung 
von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

  Funktion 2571 

  Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, Funk- 
und Fernmeldewesen 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- und 
Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldean-
lage. Funk-und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektroni-
schen Informationsvermittlung stehen. 

  Funktion 2581 

  Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil von 
Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und 
Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen vor-
handen sind. 

  Funktion 2601 
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  Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage, Ab-
wasserbeseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abwasser-
beseitigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, 
Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser. 

  Funktion 2611 

  Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage, Abfall-
beseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abfallbesei-
tigung, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbe-
handlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit che-
misch/physikalischen und biologischen oder thermischen 
Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behan-
delt werden. 

  Funktion 2621 

Fläche gemischter Nutzung Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden Frei-
fläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der keine Art 
der baulichen Nutzung vorherrscht. Solche Flächen sind 
insbesondere ländlich-dörflich geprägte Flächen mit 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, Wohngebäu-
den u. a. 

41006   

 Gebäude- und Freifläche 
Land- und Forstwirtschaft 

Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist 
eine Fläche, die der Land- und Forstwirtschaft dient. 

  Funktion 2700 

Flächen besonderer funktio-
naler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammen-
hang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Ge-
bäude und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher Zwe-
cke oder historische Anlagen vorhanden sind. 

41007   

  Öffentliche Zwecke Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben und der Allgemeinheit dient. 

  Funktion 1100 

  Verwaltung Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude der öffentlichen Verwaltung, z. B. Rathaus, Ge-
richt, Kreisverwaltung stehen. 

  Funktion 1110 

  Bildung und Forschung Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen geistige, kultu-
relle und soziale Fähigkeiten vermittelt werden und/oder 
wissenschaftliche Forschung betrieben wird (z. B. Schu-
len, Universitäten, Forschungsinstitute). 

  Funktion 1120 

  Kultur Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anla-
gen und Gebäude für kulturelle Zwecke, z. B. Konzert- 
und Museumsgebäude, Bibliotheken, Theater, Schlösser 
und Burgen sowie Rundfunk- und Fernsehgebäude ste-
hen. 

  Funktion 1130 

  Religiöse Einrichtung Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der vor-
wiegend religiöse Gebäude stehen. 

  Funktion 1140 
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  Gesundheit, Kur Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwie-
gend Gebäude des Gesundheitswesens stehen, z. B. 
Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten. 

  Funktion 1150 

  Soziales Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Ge-
bäude des Sozialwesens stehen, z. B. Kindergärten, Ju-
gend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, Fremden- 
und Obdachlosenheime. 

  Funktion 1160 

  Sicherheit und Ordnung Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude der Polizei, der Bun-
deswehr, der Feuerwehr und der Justizvollzugsbehörden 
stehen. 

  Funktion 1170 

  Parken Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anla-
gen und Gebäude zum vorübergehenden Abstellen von 
Fahrzeugen stehen. 

  Funktion 1200 

Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute o-
der unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestal-
tung oder der Erholung dient. 

41008   

  Gebäude- und Freifläche 
Sport, Freizeit, Erholung 

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist 
eine bebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestal-
tung oder der Erholung dient. 

  Funktion 4001 

  Freizeitanlage Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist. 

  Funktion 4200 

  Zoo Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und umzäun-
ten Gehegen, auf dem Tiere gehalten und gezeigt wer-
den. 

  Funktion 4210 

  Safaripark, Wildpark Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten Ge-
hegen, in denen Tiere im Freien gehalten und gezeigt 
werden. 

  Funktion 4220 

  Freizeitpark Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- und 
Schaubuden und/oder Wildgattern, das der Freizeitge-
staltung dient. 

  Funktion 4230 

  Freilichttheater Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zuschau-
erbänken für Theateraufführungen im Freien. 

  Funktion 4240 

  Freilichtmuseum Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsanlage, 
in der Wohnformen oder historische Betriebsformen in 
ihrer natürlichen Umgebung im Freien dargestellt wer-
den. 

  Funktion 4250 

  Autokino, Freilichtkino Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Freien, 
in dem der Film im Allgemeinen vom Auto aus angesehen 
wird. 

  Funktion 4260 

  Erholungsfläche Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und Ein-
richtungen, die zur Erholung bestimmt ist. 

  Funktion 4300 
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  Wochenend- und Ferien-
hausfläche 

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine extra 
dafür ausgewiesene Fläche, auf der vorwiegend Wochen-
end- und Ferienhäuser stehen dürfen. 

  Funktion 4310 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr dienen-
den bebauten und unbebauten Flächen. 

42001   

  Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlagen, Straße 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Straße, ist 
eine Fläche, die der Abwicklung und Sicherheit des Ver-
kehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche dient. 

  Funktion 2311 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erfor-
derlichen Flächen. 

42010   

    Flächen von Bahnverkehr sind     

     der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; beste-
hend aus Dämmen oder Einschnitten und deren 
kleineren Böschungen, Durchlässen, schmalen 
Gräben zur Entwässerung, Stützmauern, Unter- 
und Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) 
mit seinen Bahnstrecken, 

 an den Bahnkörper angrenzende bebaute und 
unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

    

  Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlage, Schiene 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schiene, 
dient der Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie 
der Unterhaltung der Verkehrsfläche. 

  Funktion 2321 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die 
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient. 

42015   

  Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlage, Luft-
fahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, 
ist eine besondere Flugverkehrsfläche. 

  Funktion 5501 

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr 
dient. 

42016   

  Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlagen, Schiff-
fahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, 
ist eine Fläche, die dem Schiffsverkehr dient. 

  Funktion 2341 

 

Fußnoten: 
 
 *)  Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ steht, werden auch alle Flächen  
 ohne Funktionsbelegung im Kataster veranlagt.  
 
  Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ fehlt, werden nur die Flächen mit  
 aufgeführter Funktionsbelegung, Art der Festlegung oder aufgeführtem Vegetationsmerkmal  
 im Kataster veranlagt. 
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b) Im Fall der Neubezeichnung der Nutzungsflächen in der Systematik des Liegenschafts-katas-
ters sind die Flächen den neuen Bezeichnungen zugeordnet, soweit damit keine Veränderung 
des Beitragsmaßstabes verbunden war. Im Fall weiterer Neubezeichnungen der Nutzungsflä-
chen im Liegenschaftskataster werden die Flächen den neuen Bezeichnungen zugeordnet, so-
weit damit keine Veränderung des Beitragsmaßstabes verbunden ist. Die neubezeichneten Flä-
chen sind zur Weiterzahlung des Erschwernisbeitrages auch schon vor Aufnahme der Neube-
zeichnung aus dem Kataster in diese Veranlagungsregeln verpflichtet. 
 

c) Der Beitrag für eine in der Nummer 3.1 dieser Anlage enthaltene Fläche wird auf Antrag der 
beitragspflichtigen Person nicht erhoben, wenn diese nachweist, dass die betroffene Fläche 
vollständig unversiegelt ist. Der Beitrag wird nicht oder nur im Verhältnis der Nutzung teilweise 
erhoben, soweit das Niederschlagswasser auf den versiegelten Flächen genutzt wird.  

 
 
Anlage 2:  
Übersichtskarte zur Satzung des Entwässerungsverbandes Norden vom 15.09.2020  
(siehe nächste Seite) 
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Friedhofsordnung (FO) 
für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen  

Wibadi-Kirchengemeinde Wiegboldsbur in Wiegboldsbur 
 
Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-
nung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Wibadi-
Kirchengemeinde Wiegboldsbur in seiner Sitzung am 07.07.2020 folgende Friedhofsordnung beschlos-
sen: 
 

Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen 
Gräbern ein sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein Ort, an dem die 
Kirche die Botschaft verkündet, dass Christus dem Tode die Macht genommen hat und denen, die an 
ihn glauben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten 
Arbeit und Gestaltung auf dem Friedhof Richtung und Weisung. 
 
 

Inhaltsübersicht 
 
I. Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck 
§ 2  Friedhofsverwaltung 
§ 3  Schließung und Entwidmung 
 
II. Ordnungsvorschriften 
 
§ 4  Öffnungszeiten 
§ 5  Verhalten auf dem Friedhof 
§ 6  Dienstleistungen 
 
III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 
§ 7  Anmeldung einer Bestattung 
§ 8  Beschaffenheit von Särgen und Urnen 
§ 9  Ausheben der Gräber 
§ 10 Ruhezeiten 
§ 11 Umbettungen 
 
IV. Grabstätten 
 
§ 12 Allgemeines 
§ 13 Reihengrabstätten 
§ 14 Wahlgrabstätten 
§ 15 Urnenwahlgrabstätten 
§ 16 Kinderwahlgrabstätten 
§ 17 Gemeinschaftsgrabstätte 
 
V. Anlage und Pflege der Grabstätten 
 
§ 18 Allgemeines 
§ 19 Grabpflege, Grabschmuck 
§ 20 Vernachlässigung 
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VI. Grabmale und andere Anlagen 
 
§ 21 Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderer Anlagen 
§ 22 Verwendung von Natursteinen 
§ 23 Errichtung und Änderung von Grabmalen 
§ 24 Mausoleen und gemauerte Grüfte 
§ 25 Entfernung 
§ 26 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 
 
VII. Leichenhalle und Trauerfeiern 
 
§ 27 Leichenhalle 
§ 28 Trauerfeiern in der Kirche  
 
VIII. Schlussvorschriften 
 
§ 29 Haftung 
§ 30 Gebühren 
§ 31 Inkrafttreten 
 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
 

 

§ 1 
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

 
(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen Wibadi-Kirchenge-
meinde Wiegboldsbur in seiner jeweiligen Größe. Der Friedhof umfasst zurzeit die Flurstücke 22/1 
(tlw.), 24/1 (tlw.), 135/19 sowie das mit der Leichenhalle bebaute Flurstück 33/3 der Flur 2, Gemarkung 
Wiegboldsbur in Größe von insgesamt ca. 0,42 ha. Das auf dem Flurstück 22/1 stehende Kirchenge-
bäude nebst Glockenturm sowie das auf dem Flurstück 24/1 befindliche Ehrenmal bleiben ausgenom-
men. Eigentümerin der Flurstücke ist die Kirchengemeinde.  
 
(2) Der Friedhof dient der Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz oder stän-
digen Aufenthalt im Gebiet der Ev.-luth. Kirchengemeinde hatten oder ein Recht auf Beisetzung in ei-
ner bestimmten Grabstätte besaßen. Der Friedhof dient auch der Bestattung von Fehlgeborenen und 
Ungeborenen i.S.d. Niedersächsischen Bestattungsgesetzes.  
 
(3) Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Diese Zustim-
mung wird in der Regel dann erteilt werden, wenn die verstorbene Person eine besondere Beziehung 
zur Kirchengemeinde oder zu deren Ortschaften hatte oder wenn Einwohner aus dem Bereich der Kir-
chengemeinde die Bestattung einer/eines Angehörigen begehren und für die Grabstätte das Nutzungs-
recht übernehmen. Der Kirchenvorstand kann weitere Kriterien zur Bestimmung dieses Personenkrei-
ses festlegen. 
 

 
§ 2 

Friedhofsverwaltung 
 
(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand 
verwaltet (Friedhofsverwaltung). 
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(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung sowie den sonstigen kirch-
lichen und staatlichen Vorschriften. 
 
(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kirchenvorstand einzelne Personen, ei-
nen Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.  
 
(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung, Verleihung, Ver-
längerung oder Übertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer Anzeige zur Errichtung ei-
nes Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleistungserbringern sowie mit der 
Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet und ge-
nutzt werden.  
 
 

§ 3 
Schließung und Entwidmung 

 
(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen Grund 
beschränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 
 
(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. 
Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit 
erfolgen. Bestattungen dürfen nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der be-
schränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch nicht belegt sind 
oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grabstellen, an denen die 
Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht neu belegt werden. 
Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Bestattungsberechtigten. Ausnahmen von dieser Ein-
schränkung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger Härten bei bestehen-
den Nutzungsrechten zulassen. 
 
(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorgenommen werden. 
 
(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben. Die Ent-
widmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhezeiten 
abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 
 
 

II. Ordnungsvorschriften 
 
 

§ 4 
Öffnungszeiten 

 
(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten - in jedem Fall aber nur 
bei Tageslicht - für den Besuch geöffnet. Außerhalb dieser Zeiten ist das Betreten nicht gestattet. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem An-
lass vorübergehend untersagen. 
 
(3) Sofern bei Schnee- und/oder Eisglätte die Wege auf dem Friedhof nur insoweit geräumt werden, 
wie dieses für die notwendige Aufrechterhaltung des Friedhofszweckes erforderlich ist, geschieht die 
Benutzung nicht geräumter oder nicht gestreuter Wege auf eigene Gefahr. 
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§ 5 
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes und der Achtung der Persönlichkeitsrechte 
der Angehörigen und Besucher entsprechend zu verhalten und Äußerungen, die sich in verletzender 
Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, die Würde des Menschen 
oder die Ruhe der Toten verletzen oder geeignet sind, politische Gedanken öffentlich zu verbreiten, zu 
unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann 
Personen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs untersagen. 
 
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 
 

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, Skateboards aller Art - ausgenommen Kin-

derwagen, Rollstühlen, Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den 

Friedhof zugelassenen Dienstleistungserbringer - zu befahren. Werden Fahrräder zum Trans-

port von Arbeitsgeräten oder Grabschmuck benötigt, sind diese zu schieben; 

b) der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie das Anbieten von 

Dienstleistungen; 

c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten auszuführen; 

d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu privaten 

Zwecken. Aufnahmen auch zu privaten Zwecken sind grundsätzlich nicht zugelassen, sofern sie 

sich störend auf den jeweiligen Handlungsablauf auswirken können; 

e) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die 

im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üblich sind; 

f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern oder mitgebrachten 

Unrat zu entsorgen; 

g) Den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschädigen, Ein-

friedungen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen (soweit sie nicht als Wege dienen), 

Grabstätten und Grabeinfassungen zu betreten; 

h) Tiere mitzubringen. Hunde werden geduldet, sofern sie angeleint sind und gewährleistet ist, 

dass sie die Wege nicht verlassen und Grabstätten und Anlagen nicht beschädigen oder verun-

reinigen; 

i) zu lärmen und zu spielen oder den Friedhof für sportliche Betätigungen zu benutzen. 

 

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und 
der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 
 
(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung. 
 
(5) Hausmüll, Gewerbeabfälle und sonstige außerhalb des Friedhofs angefallene Abfälle dürfen nicht 
auf den Friedhof gebracht werden. 
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§ 6 
Dienstleistungen 

 
(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter usw.) haben die für den Fried-
hof geltenden Bestimmungen zu beachten.  
 
(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und in betrieblicher 
und personeller Hinsicht zuverlässig sind. 
 
(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit 
oder auf Dauer untersagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer nach vorheriger Mahnung gegen 
für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine 
Mahnung entbehrlich. 
 
(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorü-
bergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und Lager-
plätze sind nach Beendigung der Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu 
verlassen und bei Unterbrechung der Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung Anderer aus-
geschlossen ist. Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum lagern. Wird die-
ses nicht beachtet, kann die Friedhofsverwaltung nach erfolgloser Aufforderung - im Wiederholungs-
fall oder bei unmittelbarer Gefahr auch ohne Aufforderung - die Entsorgung auf Kosten des Verursa-
chers veranlassen. Geräte von Dienstleistungserbringern dürfen nicht an oder in den Wasserentnah-
mestellen des Friedhofs gereinigt werden. 
 
(5) Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im Zusam-
menhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
 
 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 
Grundsätzlich gelten alle Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in gleicher Weise für Erdbestattun-
gen wie auch für Aschebeisetzungen, sofern in der jeweiligen Bestimmung nichts anderes geregelt 
wird. 
 
 

§ 7 
Anmeldung einer Bestattung 

 
(1) Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen und der von der 
Friedhofsverwaltung dafür vorgehaltenen Formulare rechtzeitig bei dieser anzumelden. Dabei ist mit-
zuteilen, wer die Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) ge-
staltend mitwirken wird. Ebenso ist mitzuteilen, wenn besondere oder unübliche Abläufe der Bestat-
tung oder Trauerfeier vorgesehen sind. Dies gilt insbesondere für Bestattungen nach anderen als 
christlichen Ritualen und Abläufen. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leiten oder bei der Bestattung gestal-
tend mitwirken soll, ausschließen, wenn sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen Glauben 
oder die evangelische Kirche getan hat und eine Wiederholung zu erwarten ist. Ebenso kann die Fried-
hofsverwaltung Handlungen und Rituale bei der Bestattung oder Trauerfeier untersagen, wenn sie ge-
gen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise gegen die Menschen-
würde oder die Würde des Friedhofes verstoßen. 
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(3) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der bereits ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antragstellenden Person Ort und Zeit der Be-
stattung fest. Die Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 
 
 

§ 8 
Beschaffenheit von Särgen und Urnen 

 
(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig. Von der 
Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu be-
stattenden Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht.  
 
(2) Für die Bestattung sind zur Vermeidung von Umweltbelastungen nur Särge aus leicht abbaubarem 
Material (z.B. Vollholz) erlaubt, die keine PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen 
oder sonstigen umweltgefährdenden Lacke und Zusätze erhalten. Entsprechendes gilt für Sargzubehör 
und -ausstattung, Leichenhüllen und Leichenbekleidung.  
 
(3) Die Särge sollen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in 
Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der An-
meldung der Bestattung einzuholen.  
 
(4) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen 
oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die phy-
sikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verän-
dern.  
 
 

§ 9 
Ausheben der Gräber 

 
(1) Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür von der Friedhofsver-
waltung bestimmt oder zugelassen sind.  
 
(2) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 
0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen müssen 
voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 
 
(3) Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen, Großge-
hölze usw.), soweit erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten entfernen. Über das Erfordernis 
entscheidet die Friedhofsverwaltung. 
 
(4) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Absatz 3 nicht nach und muss beim 
Ausheben des Grabes das Grabzubehör von dem Friedhofsträger entfernt werden, sind die dadurch 
entstehenden Kosten von der nutzungsberechtigten Person dem Friedhofsträger zu erstatten. Ein An-
spruch auf Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen besteht nicht. 
 
 

§ 10 
Ruhezeiten 

 
(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt  
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a) bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre 

b) bei Verstorbenen ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 30 Jahre  

 

(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt     20 Jahre 

 
 

§ 11 
Umbettungen 

 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vor-
schriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes erteilt werden. Die Umbettung von Leichen und Aschen ist nur bei Vor-
liegen einer Unbedenklichkeitsbescheinigung der unteren Gesundheitsbehörde zulässig. 
  
(3) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt ist der jeweilige Nutzungsberechtigte. 
 
(4) Alle Umbettungen sind bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Die Friedhofsverwaltung be-
stimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Die Arbeiten dürfen nur in Anwesenheit und unter Aufsicht ei-
ner dafür von der Friedhofsverwaltung benannten Person vorgenommen werden, die auch hinsichtlich 
der Grablage, Einhaltung von Sicherheitsbestimmungen, Lagerung des Grabaushubs und sonstiger wei-
terer Friedhofsvorschriften weisungsbefugt ist. Bei der nachfolgenden Wiederbeisetzung ist die Anwe-
senheit der Angehörigen zulässig. 
 
(5) Die berechtigte Person hat sich gegenüber der Friedhofsverwaltung schriftlich zu verpflichten, alle 
Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung und Wiederinstandsetzung gärt-
nerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen. 
 
(6) Es liegt in der Entscheidung der Friedhofsverwaltung, ob Mitarbeiter des Friedhofes für die Durch-
führung der Ausgrabungsarbeiten zur Verfügung stehen. Ansonsten hat die die Umbettung veranlas-
sende Person selbst und auf eigene Kosten für eine Ausgrabung durch einen fachlich geeigneten 
Dienstleistungserbringer zu sorgen. Die Bereitstellung von Arbeitsgeräten ist mit der Friedhofsverwal-
tung abzustimmen. 
 
(7) Die Grabstätte ist nach Abschluss der Arbeiten wieder ordnungsgemäß zu verfüllen und sämtliche 
an der Grabstätte oder an Friedhofseinrichtungen entstandenen Beeinträchtigungen zu beseitigen. 
Hinsichtlich der Wiederherrichtung der Grabstätte und deren Gestaltung gelten die allgemeinen Best-
immungen für den Friedhof bzw. den betroffenen Friedhofsbereich. 
 
(8) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder 
gehemmt. 
 
(9) Leichen oder Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder auszugraben, bedarf einer be-
hördlichen oder einer richterlichen Anordnung. 
 
(10) Bei Umbettung in ein Grab einer anderen Grabart wird das Recht an der bisherigen Grabstätte 
entschädigungslos an die Friedhofsverwaltung zurück gegeben. Das Recht an der zukünftigen Grab-
stätte ist für die noch verbleibende Ruhezeit zu erwerben. Eine Erstattung oder Verrechnung von be-
reits gezahlten Gebühren erfolgt nicht. 
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IV. Grabstätten 
 
 

§ 12 
Allgemeines 

 
(1) Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen können Rechte nur nach dieser 
Ordnung erworben werden. Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person, nicht mehre-
ren Personen zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift 
der Friedhofsverwaltung mitzuteilen. 
 
(2) Das Nutzungsrecht an einer Grabstätte kann jederzeit erworben werden. Die Nutzungszeit beginnt 
in jedem Fall - auch bei einem Erwerb im Voraus ohne sofortige Inanspruchnahme für eine Bestattung 
- mit dem Zeitpunkt des Erwerbs des Nutzungsrechtes zu laufen. 
 
(3) Folgende Arten von Grabstätten stehen auf dem Friedhof zur Verfügung: 
 
a) Wahlgrabstätten, 

b) Urnenwahlgrabstätten, 

c) Kinderwahlgrabstätten, 

d) Gemeinschaftsgrabstätte. 

 

(4) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines Ablebens aus 
dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das 
Nutzungsrecht durch einen schriftlichen Vertrag übertragen, der erst im Zeitpunkt des Todes des Über-
tragenden wirksam wird. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberech-
tigten mit deren Zustimmung über, 
a) auf den überlebenden Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner, und zwar auch dann,  

 wenn Kinder aus einer früheren Ehe vorhanden sind, 

b) auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder, 

c) auf die Stiefkinder, 

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 

e) auf die Eltern, 

f) auf die Geschwister, 

g) auf die Stiefgeschwister, 

h) auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben. 

 

Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird der Älteste Nutzungsberechtigter. Jeder 
Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. 
 
(5) Ist der Nutzungsberechtigte verstorben und hat keiner der Angehörigen der Übernahme des Nut-
zungsrechtes zugestimmt, dann wird derjenige Nutzungsberechtigter, der die Bestattung des verstor-
benen Nutzungsberechtigten auf dieser Grabstätte veranlasst hat. 
 
(6) Ist die Rechtsnachfolge ungeklärt oder wird deren Feststellung durch den betroffenen Personen-
kreis behindert, kann der Kirchenvorstand über die Grabstätte ein vorläufiges Verfügungsverbot bis 
zur Klärung der Rechtsverhältnisse verhängen. 
 
(7) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Verlängerung von Nutzungsrechten an einer der Lage 
nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 
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(8) In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche bestattet werden, sofern sich aus 
den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung zu bestimmten Grabarten keine anderen Regelungen er-
geben. Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt - verstorbenes 
Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grab-
stelle bestattet werden. Sind in einer Grabstelle bereits Aschen beigesetzt oder eine Kinderleiche be-
stattet worden, ist bis zum Ablauf von deren Ruhezeit die Bestattung weiterer Leichen ausgeschlossen, 
wenn dadurch in bereits bestehende Ruhebereiche eingegriffen werden müsste. 
 
(9) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen je nach Lage etwa folgende Größe haben: 
 
a) für Särge:      Länge: 2,20 m  Breite: 1,10 m, 

b) für Urnen:      Länge: 1,00 m  Breite: 1,00 m, 

c) für Särge i.d. Gemeinschaftsgrabstätte:  Länge: 2,20 m  Breite: 1,00 m, 

d) für Urnen i.d. Gemeinschaftsgrabstätte:  Länge: 0,50 m  Breite: 0,50 m. 

  

Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen Maße. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan 
für den Friedhof maßgebend. 
 
(10) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und zur Pflege der Grabstätte. Wird eine 
Grabstätte zu Lebzeiten im Voraus erworben, kann die Anlage mit Rasen bis zur ersten Belegung der 
Grabstätte erhalten bleiben. In diesem Fall wird bis zur ersten Bestattung/Beisetzung auf dieser Grab-
stätte jährlich eine Gebühr nach der jeweils gültigen Friedhofsgebührenordnung erhoben. 
 
(11) Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeichnis, aus dem sich nachvollziehen 
lässt, wer an welcher Stelle bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft. 
 
 

§ 13 
-entfällt- 

 
 

§ 14 
Wahlgrabstätten 

 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen mit einer oder mehreren Stellen, an denen 
auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungsdauer) verliehen und deren Lage 
im Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. 
 
(2) Das Nutzungsrecht kann auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte um Zeiträume von jeweils min-
destens 5 Jahre verlängert werden, höchstens jedoch um die Zeit eines neuen Nutzungsrechtes gem. 
Absatz 1. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungs-
antrages aufzufordern. Die Gebühren für die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen Gebühren-
ordnung. Die Friedhofsverwaltung kann Erwerb und Wiedererwerb von Grabstätten ablehnen, insbe-
sondere wenn eine Umgestaltung des betroffenen Grabfeldes oder die Schließung gem. § 3 beabsich-
tigt ist. Über das Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt. 
 
(3) Die Dauer des Nutzungsrechts darf die Ruhezeit des § 10 nicht unterschreiten. Die Verlängerung 
des Nutzungsrechtes muss spätestens drei Monate nach Ablauf der Nutzungszeit beantragt werden. 
 
(4) Auf jeder bereits belegten, einzelnen Sarggrabrabstelle dürfen zwei Aschen zusätzlich beigesetzt 
werden.  
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(5) Das Nutzungsrecht beginnt in der Regel mit der Beisetzung. Wird ein Nutzungsrecht bereits vor der 
Beisetzung erworben, beginnt das Nutzungsrecht zu dem in der Verleihungsurkunde genannten Zeit-
punkt. Es gilt in allen Fällen der Beendigung im Ablaufjahr stets bis zum 31. Dezember. Die Verleihungs-
urkunde wird mit dem Gebührenbescheid übersandt. 
 
(6) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht übersteigt oder ein 
Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit für die gesamte Wahlgrabstätte 
verlängert worden ist. 
 
(7) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofsordnung und der dazu ergangenen 
Regelungen das Recht, in der Grabstätte beigesetzt zu werden und bei Eintritt eines Bestattungsfalles 
über andere Beisetzungen und über die Art der Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entschei-
den. Neben dem Nutzungsberechtigten dürfen folgende Angehörige in der Grabstätte bestattet wer-
den: 
 
a) der Ehegatte oder eingetragenen Lebenspartner, 

b) die ehelichen, nichtehelichen oder Adoptivkinder, 

c) die Stiefkinder, 

d) die ehelichen, nichtehelichen oder Adoptivenkel 

e) die Eltern, 

f) die Geschwister oder Halbgeschwister, 

g) auf die Stiefgeschwister, 

h) die Großeltern, 

i) die Ehegatten der Kinder, Enkel oder Geschwister, 

j) die Erben, die nicht unter den vorgenannten Personenkreis fallen, soweit es sich um natürliche  

 Personen handelt. 

 
Kann nach dem Tode einer bestattungsberechtigten Person die Entscheidung der nutzungsberechtig-
ten Person der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Bestattung mitgeteilt werden, so ist die 
Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Bestattung zuzulassen. Die Bestat-
tung anderer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines Antrags der nutzungsberechtigten Person 
und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. 
 
(8) Auf das Nutzungsrecht an einer unbelegten Grabstätte kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten 
erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit entschädigungslos verzichtet werden. Ein Verzicht ist nur für die 
gesamte Grabstätte möglich. Wenn Gründe einer ordnungsgemäßen und wirtschaftlichen Verwaltung 
des Friedhofs nicht entgegenstehen, kann im Einzelfall auf Antrag des Nutzungsberechtigten auch dem 
Verzicht einzelner Grabstellen einer Grabstätte zugestimmt werden. 
 
 

§ 15 
Urnenwahlgrabstätten 

 
(1) Urnenwahlgrabstätten sind Grabstätten für die Beisetzung von Aschen, an denen auf Antrag ein 
Nutzungsrecht für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungsdauer) verliehen und deren Lage im Benehmen 
mit dem Erwerber bestimmt wird. 
 
(2) Es werden ein- oder mehrstellige Grabstätten vergeben. Auf jeder bereits belegten, einzelnen Ur-
nengrabstelle darf eine Asche zusätzlich beigesetzt werden.  
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(3) Auf Urnenwahlgrabstätten sind nur der Größe nach angepasste, schräg liegende Gedenksteine zu-
gelassen. 
 
(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Regelungen des § 14 
entsprechend. 
 
 

§ 16 
Kinderwahlgrabstätten 

 
(1) Kinderwahlgrabstätten sind Grabstätten zur Bestattung von Leichen oder Aschen von verstorbenen 
Kindern bis zum vollendeten 5. Lebensjahr sowie von Fehl- oder Ungeborenen, an denen Auf Antrag 
ein Nutzungsrecht für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungsdauer) verliehen wird. 
 
(2) Für die Auswahl der Grablage stehen nur eingeschränkte Bereiche zur Verfügung. Maßgebend ist 
der Friedhofsplan oder die Anweisungen des Kirchenvorstandes. 
 
(3) Die Größe der Grabstätte wird nach Bedarf ermittelt. Sie beträgt in der Länge jedoch höchstens die 
Hälfte einer Grabstelle gemäß § 12 Absatz 9 Buchstabe a). 
 
(4) Die Belegung ist mit einer Kinderleiche und/oder bis zu 2 Kinderaschen zulässig. § 12 Absatz 8 gilt 
entsprechend. 
 
(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Regelungen des § 14 
entsprechend. 
 
 

§ 17 
Gemeinschaftsgrabstätte 

 
(1) Die Gemeinschaftsgrabstätte ist die Zusammenfassung einer Vielzahl von Grabstätten unterschied-
licher Nutzungsberechtigter zu einer einheitlichen Anlage mit besonderen Nutzungs- und Gestaltungs-
vorschriften. Innerhalb dieser Gesamtgrabstätte werden Einzelgrabstätten eingerichtet, an denen je-
weils Einzelnutzungsrechte für die Dauer der Ruhezeit nach § 10 verliehen werden. 
 
(2) Die Grabstätten sind grundsätzlich für Leichen und Aschen vorgesehen. Einzelheiten und eventuelle 
Einschränkungen können im Rahmen eines Gestaltungsplanes geregelt werden. 
 
(3) Es besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Zuteilung einer Grabstätte in bestimmter Lage. Hiervon 
ausgenommen werden kann die Zuteilung einer unmittelbar angrenzenden Grabstätte für den noch 
lebenden Ehepartner, wenn die Nutzungsrechte für diese beiden Grabstätten gleichzeitig erworben 
werden und die planerische Einteilung der Gesamtanlage dies zulässt. 
 
(4) Ein Gestaltungs- und Pflegerecht der Angehörigen besteht nicht, Herrichtung, Instandhaltung und 
Pflege der Grabstätten obliegen dem Friedhofsträger. Eine Ablage von Grab- und Blumenschmuck ist 
nur an der dafür vorgesehenen gemeinsamen Stelle am Grabfeld zulässig. Das Ablegen von Grab-
schmuck und anderen Gegenständen direkt auf der Grabstelle ist mit Ausnahme eines Gesteckes oder 
Familienkranzes anlässlich der Beisetzung nicht zulässig. Unansehnlich gewordener Grab- und Blumen-
schmuck kann von den Friedhofsmitarbeitern jederzeit entfernt werden. Der Friedhofsträger ist dabei 
zur Aufbewahrung abgeräumter Gegenstände nicht verpflichtet. 
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(5) Die Namen, evtl. auch der Geburtsname, sowie Geburts- und Sterbedaten der in der Gemein-
schaftsgrabstätte Bestatteten werden auf dem dafür vom Friedhofsträger vorgesehenen gemeinsa-
men Denkmal auf der Grabanlage genannt. Die Eintragungen werden vom Friedhofsträger gegebenen-
falls in gesammelter Form, möglichst jedoch zum Ende des Kirchenjahres, veranlasst. 
 
(6) Ansprüche auf Nutzungsrechte ohne sofortige Inanspruchnahme für eine Bestattung und Auswei-
sung einer konkreten Grablage können erworben werden, indem ein Betrag in Höhe der Erwerbsge-
bühr für die gewünschte Grabstättenart dem Kirchenvorstand zur treuhänderischen Verwahrung über-
geben wird. In diesem Fall erfolgt die Zuweisung der tatsächlichen Lage innerhalb der Gemeinschafts-
grabstätte erst bei tatsächlicher Inanspruchnahme oder zu einem früheren Zeitpunkt auf Antrag der 
nutzungsberechtigten Person. Mit der örtlichen Zuweisung einer Grabstätte (Vergabe einer Grab-Nr. 
bzw. einer Grablagebezeichnung) erfolgt die Umwandlung des bis dahin bestandenen Anspruches in 
ein tatsächliches Nutzungsrecht, für welches damit dann auch der Lauf der Nutzungszeit beginnt. Ein 
solches Nutzungsrecht ist dann bei einer eventuell erst späteren Belegung durch Verlängerung der 
Nutzungszeit an die erforderliche Ruhezeit anzupassen. 
 
(7) Der treuhänderisch überlassene Betrag wird vom Kirchenvorstand im Rahmen der allgemeinen 
Friedhofsmittel angelegt. Liegt der im Zeitpunkt der Umwandlung in ein tatsächliches Nutzungsrecht 
hinterlegte Betrag einschließlich evtl. angesammelter Zinserträge um mehr als 10 % unter der aktuel-
len Erwerbsgebühr, ist der Differenzbetrag mit der Umwandlung durch die nutzungsberechtigte Per-
son auszugleichen. 
 
(8) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für die Gemeinschafts-
grabstätte die Regelungen des § 14 entsprechend. 
 
 

V. Anlage und Pflege der Grabstätten 
 
 

§ 18 
Allgemeines 

 
(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck 
und die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. Alle 
Grabstätten müssen im Rahmen dieser Vorschrift hergerichtet und dauernd verkehrssicher instandge-
halten werden. 
 
(2) Grabstätten sind ebenerdig anzulegen, allenfalls geringfügig höher als das Niveau der angrenzen-
den oder nächsten Wege. Auf Dauer angelegte Grabhügel sind nicht zulässig. Die zulässige Grabstät-
tengröße darf nicht überschritten werden. Die Grabstätten dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt wer-
den, durch die benachbarte Grabstätten und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Die Be-
pflanzung darf seitlich nicht über die Grabstättengröße hinauswachsen. Das Pflanzen vom Bäumen ist 
nicht gestattet. Sträucher dürfen nur angepflanzt werden, wenn sie ihrer Art nach eine Höhe von ca. 
2,00 m nicht überschreiten werden. Ansonsten sind sie auf diese Höhe zurückzuschneiden oder zu 
entfernen. 
 
(3) Die Grabstätten sind einzufassen. Grabeinfassungen können aus natürlichen Pflanzen oder festem 
Material bestehen, sofern bei bestimmten Grabarten oder Friedhofsbereichen nichts anderes geregelt 
ist. Natürliche Pflanzen sind durch Beschneiden innerhalb der Grababmessungen und möglichst niedrig 
zu halten. Feste Grabeinfassungen sind nur aus Naturstein zugelassen. Sie sollen in Material und Ge-
staltung eine harmonische Einheit mit einem eventuellen Grabmal bilden. 
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(4) Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, absterbende oder Bestattungen behindernde 
Hecken und Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen.  
 
(5) Verwelkte Blumen, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgese-
henen Plätzen abzulegen. 
 
(6) Grababdeckung mit Platten oder anderen, undurchlässigen Materialien sowie mit Kies oder Splitt 
oder ähnlichen Stoffen anstelle einer Bepflanzung sind zugelassen. Voll- und Teilabdeckungen dürfen 
nur aus Naturstein oder vergleichbaren Stoffen bestehen und müssen handwerksgerecht von einem 
Steinmetz hergestellt bzw. bearbeitet worden sein. Eine solche Abdeckung muss von der Friedhofsver-
waltung genehmigt werden. Beim Belegen der Grabstätte mit Kies oder Splitt anstelle einer Bepflan-
zung darf kein luft- und wasserundurchlässiger Unterbau angelegt werden. Die Friedhofsverwaltung 
kann widerrechtlich aufgebrachte Abdeckungen auf Kosten der Nutzungsberechtigten entfernen las-
sen. 
 
(7) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die Ver-
pflichtung besteht bis zum Ablauf des Nutzungsrechts. 
 
(8) Grabstätten müssen innerhalb von drei Monaten nach deren Belegung, hergerichtet sein. Werden 
Nutzungsrechte ohne sofortige Belegung im Voraus erworben oder überschreitet das Nutzungsrecht 
den Ablauf aller Ruhezeiten, ist die Herrichtung nicht zwingend erforderlich; Der Friedhofsträger kann 
für die Pflege solcher Grabstätten jedoch besondere Gebührenregelungen treffen. 
 
(9) Die Herrichtung, die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der 
Grabstätten obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 
 
(10) Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von Schäden, die durch fremde Personen 
oder Tiere hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen. 
 
 

§ 19 
Grabpflege, Grabschmuck 

 
(1) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch 
nicht abbaubaren Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen und anderen Anla-
gen ist nicht gestattet. 
 
(2) Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauerge-
binden, Trauergestecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenanzuchtbehäl-
tern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden (ausgenommen sind Grabvasen, Grablich-
ter und Markierungszeichen) und dürfen, ebenso wie Verpackungsmaterial und Transportbehälter aus 
diesen Stoffen, nicht in die Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind mitzunehmen, soweit keine ent-
sprechende Entsorgungsmöglichkeit angeboten wird. 
 
(3) Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. für die Aufnahme von Schnittblumen ist 
nicht gestattet. 
 
(4) Unansehnlich gewordener Grabschmuck ist zu entfernen und ebenso wie entfernte Pflanzen an den 
dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. Eine evtl. vorgesehene Abfallsortierung ist zu beachten. 
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§ 20 
Vernachlässigung 

 
(1) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder gepflegt, hat die nutzungsberech-
tigte Person nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer 
angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, kann die Fried-
hofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in Ordnung bringen oder 
bringen lassen.  Ist die nutzungsberechtigte Person der Verpflichtung aus Satz 1 nicht nachgekommen, 
kann die Friedhofsverwaltung auch die Grabstätte einebnen und begrünen. Die Pflege einer solcher 
eingeebneter und begrünter Grabstätten erfolgt bis zu einer möglichen Neuanlegung auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person durch den Friedhofsträger. Grabmale werden dabei nach Möglichkeit 
unter Beachtung an die Standsicherheit zu stellenden Anforderungen erhalten. 
 
(2) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermit-
teln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 
hingewiesen. Außerdem wird die unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild auf 
der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die Auf-
forderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person 
 
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 

b) Grabmale und andere Anlagen beseitigen lassen. 

  
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht 
befolgt oder ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person entfernen oder entfernen lassen. 
 
 

VI. Grabmale und andere Anlagen 
 
 

§ 21 
Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderen Anlagen 

 
(1) Die Aufgabe eines Grabmales soll es sein, das Grab nicht nur zu bezeichnen, sondern vielmehr das 
Andenken an die Verstorbenen zu erhalten. 
 
(2) Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des 
Friedhofes bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Die Gestaltung darf sich 
ferner nicht gegen den christlichen Glauben, die evangelische Kirche oder in anderer Weise gegen die 
Menschenwürde und die Würde eines Friedhofes richten. Im Übrigen gilt § 18 Absatz 1 entsprechend. 
Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite in unauffälliger Weise ange-
bracht werden. 
 
(3) Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte Rücksicht zu nehmen. Das Grabmal 
soll sich harmonisch in das Gesamtbild des betroffenen Friedhofsbereiches eingliedern. Grabmale aus 
anderen Materialien als Naturstein (z.B. aus Zementmasse, Glas, Porzellan, Emaille, Blech, usw.) sind 
nicht gestattet. Grabmale, Stelen und Kreuze aus Holz sind zugelassen, sofern sie nur mit Holzimpräg-
nierung behandelt werden. Schmiedeeiserne Kreuze sind zulässig, dürfen aber nur in Grautönen bzw. 
schwarz gestrichen werden. 
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(4) Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu halten. 
Hierfür ist die nutzungsberechtigte Person verantwortlich. 
 
(5) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, ist die 
für die Unterhaltung verantwortliche nutzungsberechtigte Person verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person geeignete Sicherungsmaßnahmen treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). Wird 
der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb 
einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grab-
male, andere Anlagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten Person zu entfernen. Ist 
die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, ge-
nügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, 
das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 
 
 

§ 22 
Verwendung von Natursteinen 

 
(1) Natursteine dürfen auf dem Friedhof nur verwendet werden, wenn 
1. glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet gewonnen oder hergestellt wurden, 

in dem das Übereinkommen über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 

schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung 

vom 28. Juni 2002, BGBl. II S. 2352) eingehalten wird, oder 

2. ein Nachweis nach Absatz 3 vorliegt. 

 
(2) Derzeit erfüllen folgende Staaten diese Voraussetzungen: Australien, Belgien, Bosnien-Herzego-
wina, Brasilien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, 
Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kosovo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, 
Malta, Mazedonien, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Russland, Schwe-
den, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Türkei, Tschechien, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes König-
reich, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern. 
 
Um zu verhindern, dass Natursteine verwendet werden, die aus einem Drittland in einen der in Satz 1 
genannten Staaten oder das Gebiet importiert worden sind, in dem das in Absatz 1 Nr. 1 genannte 
Übereinkommen nicht eingehalten wird, ist eine dahingehende Erklärung abzugeben. 
 
(3) Als Nachweis nach Absatz 1 Nummer 2 gilt ein Zertifikat einer der nachfolgenden Organisationen: 
1. Fair Stone 

2. IGEP 

3. Werkgroep Duurzame Natursteen – WGDN 

4. Xertifix 

 

Eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle oder Vereinigung im Sinne des § 13 a Abs. 3 Satz 4 
des Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) setzt voraus, dass die 
erklärende Stelle  

1. über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet des Übereinkommens über 

das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kin-

derarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni 2002, BGBl. 

II S. 2352) verfügt,  
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2. weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen beteiligt 

ist,  

3. ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleichwertigen Erklärung dokumentiert 

und die Dokumentation auf Anforderung des Friedhofsträgers zur Einsichtnahme bereitstellt, 

4. erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von Kinderarbeit durch unange-

kündigte Kontrollen im Herstellungsstaat vergewissert hat. 

  
(4) Für die abzugebende Erklärung kann das durch die Friedhofsverwaltung bereitgestellte und auf der 
Internetseite des Ev.-luth. Kirchenamtes in Aurich (www.kirchenamt-aurich.de) hinterlegte Muster 
„Erklärung über die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a BestattG“ verwendet werden. 

 
 

§ 23 
Errichtung und Änderung von Grabmalen 

 
(1) Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und anderen Anlagen sind der Friedhofsverwal-
tung anzuzeigen mit der Erklärung, dass das Vorhaben der gültigen Friedhofsordnung und den Vorga-
ben des technischen Regelwerks entspricht.  
 
(2) Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten Maßstab beizufügen. In den Anzeigeun-
terlagen sollen alle wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung der Befestigungsmittel mit Bema-
ßung und Materialangaben sowie die Gründungstechnik mit Maßangaben und Materialbenennung in 
den Anzeigeunterlagen eingetragen sein. 
 
(3) Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollständigen Anzeige begonnen werden, 
wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen eines Verstoßes gegen die 
Friedhofsordnung oder das technische Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ablauf von drei Mo-
naten darf begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstimmung mit der 
geltenden Friedhofsordnung und die Vollständigkeit der Anzeige der sicherheitsrelevanten Daten be-
stätigt. 
 
(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht 
binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet oder geändert worden ist. 
 
(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend 
ihrer Größe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass 
sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. Maßgeben-
des Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle Fassung der „Tech-
nischen Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein-
Akademie e.V. (DENAK)“. Die TA Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung, die Abnahme-
prüfung und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen. 
 
(6) Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale hat der Steinmetz oder sonstige 
Dienstleistungserbringer (mit gleichwertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, Berech-
nung und Ausführung von Gründungen) eine Abnahmeprüfung nach Abschnitt 4 der TA Grabmal vor-
zunehmen. Die gleichwertige Qualifikation i.S.v. Satz 1 ist zweifelsfrei nachzuweisen. Der Prüfablauf ist 
nachvollziehbar zu dokumentieren. 
 
(7) Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevollmächtigte Person hat der Friedhofsverwal-
tung spätestens sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage die Dokumentation der Abnah-
meprüfung und die Abnahmebescheinigung entsprechend den Anforderungen der TA Grabmal vorzu-
legen. 
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(8) Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in 
der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes die angemessene Grün-
dungsart zu wählen und nach der TA Grabmal die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berech-
nen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das 
richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner müssen sie die 
Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein, mit Hilfe von Messgeräten die 
Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren. 
 
(9) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals und anderer Anlagen nicht 
den Anzeigeunterlagen und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwaltung der 
nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals 
und anderer Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abände-
rung oder Beseitigung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. Bei nicht ordnungs-
mäßiger Gründung und Befestigung des Grabmals und anderer Anlagen gilt § 21 Absatz 5. 

 
 

§ 24 
Mausoleen und gemauerte Grüfte 

 
(1) Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte Grüfte bestehen, können sie im Rahmen 
der bestehenden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht möglich. Im Übrigen gelten 
§ 21 Absätze 4 und 5 entsprechend.  
 
(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mausoleen oder gemauerten Grüften ist nur 
möglich, wenn sich die nutzungsberechtigten Personen in schriftlichen Verträgen gegenüber der Fried-
hofsverwaltung verpflichten, alle mit der Instandsetzung und Unterhaltung der Mausoleen und Grüfte 
verbundenen Kosten und die Verkehrssicherungspflicht zu übernehmen. Nach Beendigung des Nut-
zungsrechts sind die Mausoleen oder gemauerten Grüfte von den nutzungsberechtigten Personen voll-
ständig zu entfernen. 
 
 

§ 25 
Entfernung 

 
(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts 
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. 
 
(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen zu entfer-
nen, sofern sie nicht unter § 26 fallen. Sind die Grabmale oder die sonstigen baulichen Anlagen nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, fallen sie entschädigungslos in 
die Verfügungsgewalt der Friedhofsverwaltung. Für beseitigte Anlagen wird kein Ersatz geleistet. So-
fern die Grabstätten vom Friedhofsträger abgeräumt werden, hat der jeweilige Nutzungsberechtigte 
die Kosten zu tragen. 
 
 

§ 26 
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 

 
Künstlerisch bzw. historisch wertvolle Grabmale oder solche, die für die Eigenart des Friedhofs Bedeu-
tung haben, werden nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten. 
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VII. Leichenhalle und Trauerfeiern 
 
 

§ 27 
Leichenhalle 

 
(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen aus dem Bereich der Kirchengemeinden Bedekas-
pel, Forlitz-Blaukirchen und Wiegboldsbur bis zur Bestattung oder Überführung an einen anderen Ort. 
Die Verwaltung liegt beim Kirchenvorstand. 
 
(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern wegen des Zustandes der Leiche keine Beden-
ken bestehen, in der Leichenhalle von einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung geöffnet werden. 
Särge sollen spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden. 
 
(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem In-
fektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht einer solchen 
Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen 
Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde 
geöffnet werden. 
 
 

§ 28 
Trauerfeiern in der Kirche 

 
(1) Für Trauerfeiern verstorbener Mitglieder der Kirchengemeinde und verstorbener Personen, die 
zum Zeitpunkt ihres Todes Mitglieder einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutsch-
land e. V. angehörenden Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften waren, steht die Kirche zur Verfü-
gung. 
 
(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. 
 
(3) Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person zum Zeitpunkt des 
Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der 
Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 
wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 
 
(4) Der Kirchenvorstand kann in Abstimmung mit dem Pfarramt bei fehlender Voraussetzung nach Ab-
satz 1 in begründeten Fällen Ausnahmen für die Benutzung der Kirche zulassen. 
 
(5) An der Ausstattung der Kirche dürfen keine Veränderungen vorgenommen werden. 
 
 

VIII. Schlussvorschriften 
 
 

§ 29 
Haftung 

 
(1) Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nichtordnungsgemäße Benutzung des Fried-
hofes, seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Im Übri-
gen haftet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 
 



- 949 - 

(2) Die Nutzungsberechtigten haften für alle Schäden, die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag er-
richtete Grabmale, und andere Anlagen entstehen.  
 
 

§ 30 
Gebühren 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührenordnung zu entrichten. 
 
 

§ 31 
Inkrafttreten 

 
Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung, frühestens jedoch zum 01.12.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung vom 
07.10.2009 i.d.F. der 1. Änderung vom 04.11.2015 außer Kraft. 
 
Wiegboldsbur, den 30.09.2020  
 
Der Kirchenvorstand: 
 
Gerd Kleene       J. Albers 
Vorsitzender       Kirchenvorsteher 
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss zur Neufassung der Friedhofsordnung vom 07.07.2020 und die vorste-
hende Friedhofsordnung werden hiermit gemäß § 66 Abs. 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der 
Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers in Verbindung mit dem Beschluss des 
Kirchenkreisvorstandes des Ev.-luth. Kirchenkreises Aurich vom 23.04.2014 zur Übertragung dieser Ge-
nehmigungsbefugnis kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Aurich, den 05.10.2020  
 
Für den Kirchenkreisvorstand: 
 
Dierks 
Kirchenamtsleiter 
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